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Österreichisches
A N W A L T S B L A T T

6 7 . J a h r g a n g , N o v e m b e r 2 0 0 5 , H e f t 1 1

D e r a k t u e l l e B e i t r a g
Präsident Dr. Gerhard Benn-Ibler

Die Freiberuflichkeit ist definiert

In einer Zeit, in der die freiberuf-
liche Dienstleistung des Rechtsanwal-
tes versucht wird als gewöhnliche
Dienstleistung eines Klein- oder Mit-
telunternehmens zu beurteilen und
so zu behandeln, in einer Zeit, in
der allen Ernstes gefragt wird, ob
die Dienstleistung des Rechtsanwal-
tes für den Klienten tatsächlich eine
so qualitätvolle sein muss, wie sie an-
geboten wird, und ob nicht dem
Klienten mehr damit geholfen ist, we-
niger Qualität gegen billigeres Ent-
gelt zu bekommen, ist es geradezu
befreiend, in einer Richtlinie des Eu-
ropäischen Parlamentes und des Ra-
tes1) eine Definition dieser Freien Be-
rufe zu lesen und damit europaweit
darauf verweisen zu können, dass
unsere Überzeugung von der Not-
wendigkeit und der Sinnhaftigkeit un-
seres Berufsstandes nicht ohne Echo
bleiben.
Im Erwägungsgrund 43 dieser Richtli-
nie über die Anerkennung von Berufs-
qualifikationen, die die Diplomaner-
kennungsrichtlinie2) ablöst, heißt es:
„Diese Richtlinie betrifft auch freie
Berufe soweit sie reglementiert sind,
die gemäß den Bestimmungen dieser
Richtlinie auf der Grundlage ein-

schlägiger Berufsqualifikationen per-
sönlich, in verantwortungsbewusster
Weise und fachlich unabhängig von
Personen ausgeübt werden, die für
ihre Kunden und die Allgemeinheit
geistige und planerische Dienstleis-
tungen erbringen. Die Ausübung
der Berufe unterliegt möglicherweise
in den Mitgliedstaaten in Überein-
stimmung mit dem Vertrag spezifi-
schen gesetzlichen Beschränkungen
nach Maßgabe des innerstaatlichen
Rechts und des in diesem Rahmen
von der jeweiligen Berufsvertretung
autonom gesetzten Rechts, das die
Professionalität, die Dienstleistungs-
qualität und die Vertraulichkeit der
Beziehungen zu den Kunden ge-
währleistet und fortentwickelt.“
Der Rechtsanwaltsberuf nimmt als
Freier Beruf in mancher Hinsicht eine
Sonderstellung ein, weil die Allge-
meinheit zur Sicherung und Vertei-
digung ihrer eigenen Bürger- und
Freiheitsrechte sowie zur unabhängi-
gen Durchsetzung ihrer Ansprüche
des unabhängigen, verschwiegenen
und von Interessenskollisionen freien
Rechtsanwaltes bedarf.
Die verantwortungsbewusste Un-
abhängigkeit, in der der Rechts-

anwalt seine Rechtsdienstleistungen
erbringt, bedarf im Interesse des
Klienten aber auch höchster Profes-
sionalität. Der Klient hat ein Anrecht
auf absolute Vertraulichkeit seiner
Beziehungen zum Rechtsanwalt,
was in dem Verschwiegenheitsrecht
des Rechtsanwaltes zum Ausdruck
kommt. Es bedarf eines Beraters
und Vertreters, dessen Unabhängig-
keit durch eine unabhängige Stan-
desorganisation gesichert sein muss.
Eine Abkehr davon wäre schade für
die österreichische und europäische
Anwaltschaft, das wäre aber vor al-
lem ein nicht wieder gutzumachen-
der Nachteil für jeden Rechtssuchen-
den, dem sein „erster Ansprechpart-
ner“ bei der Durchsetzung seiner
Rechte abhanden gekommen wäre.
Wir sollten uns daher freuen, dass es
diese Definition gibt, die den beson-
deren Stellenwert der Freien Berufe
anerkennt.

1) Richtlinie 2005/36/EG vom 7. September
2005 über die Anerkennung von Berufsqua-
lifikationen.

2) Richtlinie 89/48/EWG vom 21. Dezember
1988 über eine allgemeine Regelung zur
Anerkennung der Hochschuldiplome, die
eine mindestens dreijährige Berufsausbil-
dung abschließen.
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Durchschnittsbedarfssätze
Kindesunterhalt per 1. 7. 2005
Dem allseits gezeigten Interesse und der langjährigen Übung ent-
sprechend hat der Rechtsmittelsenat 43 des Landesgerichtes für
ZRS Wien auch in diesem Jahr wieder die sich durch die Verände-
rung im Verbraucherpreisindex 1966 (StandMai 2005: 414,4) er-
gebenden Änderungen in den Verbrauchsausgaben der von Dan-
ninger (vgl Ehe und Familie, Juni 1970, ÖA 1972, 17) erläuterten
Durchschnittsfamilie („Normalfall“), bestehend aus zwei Erwachse-
nen und zwei Kindern mit einem Verbrauchsausgaberahmen von
E 1.108,– bis E 1.621,–, wie folgt in gerundeten Beträgen be-
kanntgegeben:

Altersgruppe 1. 7. 2004 –1. 7. 2005 ab dem 1. 7. 2005

0–3 Jahre E 160,– E 164,–
3–6 Jahre E 204,– E 209,–
6–10 Jahre E 264,– E 270,–
10–15 Jahre E 302,– E 309,–
15–19 Jahre E 355,– E 363,–
19–28 Jahre E 447,– E 457,–

(Angaben ohne Gewähr)

Anwaltstag 2005
Hauptthemen des Anwaltstages, der am 6./7. Oktober 2005 in
Innsbruck stattgefunden hat, waren die „Gruppenklage“ und die
„Juristenausbildung“. Eine Sonderausgabe des Anwaltsblattes,
die Anfang des Jahres 2006 erscheinen wird, wird dem Anwalts-
tag gewidmet sein. Darin finden Sie einen ausführlichen Bericht
über den Anwaltstag, ebenso werden dort die im Rahmen der Ta-
gung gehaltenen Referate wie auch der Diskussionsverlauf in den
Arbeitsgruppen publiziert werden.
Bereits jetzt finden Sie Konferenzunterlagen und Fotos auf der Seite
www.anwaltstag.at
Im Rahmen der ÖRAK-Vertreterversammlung, die am 7. Oktober
2005 in Innsbruck stattgefunden hat, wurde infolge Ablaufes der
Funktionsperioden das Präsidium des Österreichischen Rechtsan-
waltskammertages gewählt. Hierbei wurden Präsident Dr. Gerhard
Benn-Ibler und die Präsidenten-Stellvertreter Dr. Waltraute Steger,
Dr. Gerhard Horak und Dr. Rupert Wolff in ihren Funktionen durch
Wiederwahl bestätigt.
Ebenso hat die Vertreterversammlung eine Änderung der RL-BA so-
wie die Allgemeinen Honorar-Kriterien (AHK) beschlossen, die
AHR wurden ersatzlos aufgehoben (siehe Amtliche Mitteilungen
S 517).

Masseverwalter –

Insolvenzverwalterliste
Information für Rechtsanwälte, die als Masseverwalter auf der In-

solvenzverwalterliste des BMJ eingetragen sind bzw die Eintra-
gung anstreben:

Für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste benötigen Sie jeden-
falls ein Zertifikat. Es gibt
* Softwarezertifikate (nur mehr verwendbar bis 31. 12. 2005 !)
* Zertifikate auf Smartcards (zB auf einem Rechtsanwaltsausweis)

Eine allgemeine Information zur Insolvenzverwalterliste finden Sie
auf: http://www.iv.justiz.gv.at/edikte/mv/mvreg.nsf/welcoma/w0
Bis Ende September 2004wurden Softwarezertifikate ausgegeben,
nach diesem Termin wurden keine neuen mehr ausgegeben. Beste-
hende Softwarezertifikate können längstens bis zum 31. 12. 2005

für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste verwendet werden.
Der in einer Aussendung der A-Trust angekündigte Widerruf der
Zertifikate per 31. 12. 2004 hat derzeit noch keine Auswirkungen

auf den Zugang zur Insolvenzverwalterliste; erst ab dem 1. 1.
2006 ist ein Zugang nur mehr mit Smartcards möglich.

Um im Falle eines Defektes des PC (zB Systemabsturz) oder bei Aus-
tausch des PC das Softwarezertifikat nicht endgültig zu verlieren, ist
es unbedingt notwendig, eine Sicherung vorzunehmen. Eine Anlei-
tung hierzu finden Sie auf der oben angegebenen Internetseite.

Der neue Rechtsanwaltsausweis bietet (bei Aktivierung

der Zertifikate) den Zugang zur Insolvenzverwalterliste.

Dies bedeutet:
* Sie benötigen jedenfalls umgehend einen Anwaltsausweis, wenn

Sie sich neu in die Insolvenzverwalterliste eintragen lassen möch-

ten oder Ihr bestehendes Softwarezertifikat verloren haben.
* Der Widerruf der bestehenden Zertifikate macht es erforderlich,

dass Sie bis zum 1. 1. 2006 über den neuen Anwaltsausweis

mit aktiviertem Zertifikat verfügen. Derzeit können Sie Ihr Softwa-

rezertifikat weiterhin (siehe oben) – längstens aber bis zum

31. 12. 2005 – für den Zugang zur Insolvenzverwalterliste ver-

wenden. Nehmen Sie aber jedenfalls eine Sicherung Ihres Softwa-

rezertifikates vor.

Da auch ab Bestellung bis zur Ausgabe des neuen Anwaltsauswei-

ses ein gewisser Zeitraum erforderlich ist, empfehlen wir, die Be-

stellung bei der Rechtsanwaltskammer Ihres Bundeslandes (das
Formular dazu finden Sie auf www.rechtsanwaelte.at im Internen

Bereich/Anwaltsausweis) möglichst bald vorzunehmen, damit Sie
zu Jahresbeginn 2006 über den neuen Anwaltsausweis verfügen

und damit weiterhin Zugang zur Insolvenzverwalterliste haben.

GS Dr. Alexander Christian, ÖRAK

Wichtige

Informationen
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Eine starke Marke als
Erfolgsfaktor in gesättigten
(Berater-)Märkten

I. Einleitung

Die Marke zählt zu einem der wichtigsten Erfolgsfaktoren für viele
Unternehmen. Dies gilt insbesondere dann, wenn ein Marktpoten-
zial weitgehend ausgeschöpft ist und Wachstum nur mehr auf Kos-
ten der Mitbewerber erreicht wird.

Es geht darum, die Marke bekannt zu machen und ihr eine eigen-
ständige Position in den Köpfen der Konsumenten (= derzeitige
und potenzielle Mandanten) zu verschaffen. Dies setzt voraus,
dass man als Rechtsanwalt und Unternehmer die Identität einer
Marke festlegt und daraus die Markenposition entwickelt.

II. Die Marke

Eine Marke umfasst
* unterscheidungsfähige Leistungen;
* zur Differenzierung gegenüber anderen branchengleichen Markt-

teilnehmern (Konkurrenten);
* mit einer äußeren physischen Kennzeichnung (zB Logo);
* die ein Qualitätsversprechen kommunizieren;
* bei den marktrelevanten Zielgruppen eine dauerhaft werthaltige

Wirkung erzielt;
* die Erwartungen der Kunden erfüllen;
* Vorstellungsbilder in den Köpfen der Konsumenten bestehen, die

eine Differenzierungs- sowie Identifikationsfunktion übernehmen

und das Wahlverhalten prägen.

Diese Begriffsbestimmung einer Marke aus PR-Sicht ist schwierig
genug und gehört eher nicht zum Sprachgebrauch eines Juristen.
Machen wir es einfacher und lassen den Kunden sprechen: Ein
Mandant mit einem Rechtsproblem in einer Familiengesellschaft
beauftragt eine Anwaltskanzlei, weil
* ihm das Kanzleilogo gefällt;
* einige Anwälte dieser Kanzlei durch facheinschlägige Publikatio-

nen und Seminare bekannt sind;
* er mit augenscheinlicher und ehrlicher Freundlichkeit im Sekreta-

riat empfangen und betreut wird;
* die Kanzlei ein (für den Kunden sichtbares) Leitbild hat;
* die Grundsätze der Kanzlei und die Arbeitsweise des Teams für

den Kunden vorstellbar sind;
* der Rechtsanwalt im Erstgespräch einen Lösungsansatz struktu-

riert, der mit den Vorstellungsbildern des Kunden übereinstimmt

bzw zu neuen Sichtweisen führt.

Starke Marken führen zu klaren Vorstellungsbildern bei ihren ge-
genwärtigen und potenziellen Mandanten als Konsumenten.

PR-Tipps
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Starke Marken verfügen über eine hohe Markenbekanntheit und
ein klares Markenimage. Ein nachhaltiges Image wird in erster Li-
nie durch eine Kontinuität der Kommunikationsmaßnahmen er-
reicht. Das Markenimage ist eine wesentliche Voraussetzung für
den Markenerfolg. Ein Ausgleich von Imagedefiziten ersetzt kein
strategisches Konzept.

Konkurrenzprofilierung. Marken dienen dem anwaltlichen Unter-
nehmen zur Unterscheidung des eigenen Angebotes von dem an-
derer Rechtsanwaltskanzleien. Es ist daher für eine erfolgreiche
Konkurrenzprofilierung erforderlich, einen strategischen Wettbe-
werbsvorteil zu schaffen und abzusichern.

Die Markenbekanntheit ist Voraussetzung dafür, dass mit einer
Marke überhaupt besondere Vorstellungen und Bilder verknüpft
werden.

III. Markenwert und Markenpersönlichkeit

DerWert einer Marke liegt nicht im (anwaltlichen) Unternehmen al-
lein, sondern bildet sich in den Köpfen der Mandanten als Konsu-
menten.

Der Markenwert umfasst vor allem die Markentreue, Bekanntheit
von Markennamen und -symbol, Markenimage als wichtigste
Grundlage des Markenwertes, die subjektiv wahrgenommene
Qualität und die Markenvorstellung.

Die ausschließlich von der jeweiligen Anwaltskanzlei bestimmte
Markenidentität umfasst die wesentlichen und charakteristischen
Merkmale einer Marke. Das Markenimage hingegen ist das
Fremdbild der Marke aus Sicht der relevanten Anspruchsgruppen.
Es ist unerlässlich, dass zuerst die Konzeption der Marke zu erfol-
gen hat, bevor sich ein entsprechendes Markenimage bilden kann.

Selbsttest für die Umschreibung der Markenidentität Ihrer Anwalts-
kanzlei:

Wer oder was bewirkt die
* Unterscheidung;
* Nachhaltigkeit;
* Authentizität;
* Werthaltigkeit und
* Akzeptanz der Marke?

Wenn Sie diese Fragen beantworten und die Ergebnisse schriftlich
festhalten, dann sind sie in Ihrem Entwicklungsprozess bereits ein
sehr gutes Stück vorangekommen.

Die Markenpersönlichkeit eines Rechtsanwaltes kann
* die eigene Persönlichkeit widerspiegeln und deshalb zu einer po-

sitiven Einstellung zur Marke führen oder
* Idealvorstellungen der Mandanten hinsichtlich einer wünschens-

werten Persönlichkeitsstruktur umfassen und deshalb Präferenzen

auslösen.

Die Markenführung umfasst die Führung der Markenidentität und
wird durch Managemententscheidungen beeinflusst. Das Marken-

profil umfasst alle emotionalen Merkmale, die mit der Marke ver-
bunden sind und die sie auch von anderen Marken unterscheiden.
Die Markenreputation stellt die allgemeine Wertigkeit und das
Qualitätsniveau dar, das mit einer Marke in Verbindung gebracht
wird.
Umsetzung der Markenidentität. Nur wenn die Marke im anwaltli-
chen Unternehmen gelebt wird, kann sie ihre volle Kraft entfalten.
Die Durchsetzung einer Corporate Brand nach außen ist für eine
erfolgreiche Markenbildung zu wenig. Eine Rechtsanwaltskanzlei
ist ein Dienstleistungsunternehmen. Die Umsetzung einer Marken-
identität hängt davon ab, ob sie von ihren Mitarbeitern auch tat-
sächlich gelebt wird. Es genügt nicht, wenn Sie von dem, was
Sie machen, überzeugt sind.

IV. Die Positionierung Ihrer Anwaltsmarke

1. Grundlagen

Zentrale Aufgabe der Markenpositionierung ist es, die zukünftige
Stellung imMarkt festzulegen. Vereinfacht dargestellt bedeutet „Po-
sitionierung“ das Bestreben einer Anwaltskanzlei, eine besondere
Stellung gegenüber anderen Mitbewerbern einzunehmen. Dies
kann erreicht werden, wenn das Angebot so gestaltet wird, dass
es im Bewusstsein der Zielgruppe eine besondere Stellung ein-
nimmt.
Eine Anwaltsmarke soll in den Augen der Konsumenten so attraktiv
sein, dass sie gegenüber Konkurrenzmarken bevorzugt wird. Es ist
unbedingt erforderlich, die Vorstellungen und Bedürfnisse der Kun-
den zu kennen. Im Bewusstsein der Kunden sollen besonders ge-
schätzte Merkmale einer Marke nachhaltig und langfristig zuge-
ordnet werden. Das Kriterium der Nachhaltigkeit ist für die Positio-
nierung einer Marke von wesentlicher Bedeutung.
Maßstab für die erfolgreiche Umsetzung eines Positionierungskon-
zeptes ist die subjektive Wahrnehmung des Mandanten. Diese
Konsumentensicht wird häufig vernachlässigt. Unsere Mandanten
kaufen keine Dienstleistungseigenschaften, sondern subjektiven
Dienstleistungsnutzen. Der Köder muss dem Fisch schmecken und
nicht dem Angler!

2. Strategieoptionen zur Positionierung

Das Beibehalten der Markenposition bietet sich an, wenn sich die
bisherige Marketingstrategie als passend und wirksam erwiesen
hat; geringfügige Anpassungen und Änderungen können bedarfs-
gerecht erfolgen.
Eine Umpositionierung der Marke ist notwendig, wenn die Mar-
kenposition zu weit von den Idealvorstellungen der Konsumenten
abweicht. Ein Teil der alten Positionierung bleibt dabei erhalten
und wird um neue Eigenschaften ergänzt.
Wenn die bisherigen Marketinginvestitionen zu keinem Aufbau
des Markenimage beigetragen haben und dies auch in Zukunft
nicht absehbar ist, wird üblicherweise eine Neupositionierung

PR-Tipps
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der Marke erforderlich. In diesem Fall wird die Marke in einem
neuen Positionierungsraum mit veränderten Eigenschaften auf eine
andere Zielgruppe ausgerichtet. Um eine Marke erfolgreich zu po-
sitionieren, ist es erforderlich, in einem ersten Schritt die Zielgrup-
pen und Marktsegmente zu bestimmen. Es ist erforderlich, durch
eine sog aktive Positionierung in gesättigten (Berater-)Märkten
neue, attraktive Marktsegmente zu erschließen, um kurzfristig Al-
leinstellungsmerkmale gegenüber den anderen Anwaltskollegen
zu erreichen.

Christian Fritz
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Inland
7. Nov. Wien

ÖRAV-Seminar: Grundbuch I – ADir A. Jauk
10. Nov. Wien

ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Banken

– RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi
10. und
11. Nov.

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Vergabe-

recht 2006 – Referententeam
11. Nov. Wien

Akademie für Recht & Steuern (ARS): Unternehmens-
strafrecht NEU – Univ.-Prof. Dr. Marianne Hilf, RA
Dr. Alexander Skribe, Hon.-Prof. Dr. Fritz Zeder

15. Nov. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Zwangs-

ausgleich – RA Dr. Ernst Chalupsky, Mag. Werner
Holzapfel, Dr. Franz Mohr, RA Dr. Axel Reckenzaun

15. Nov. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Aktuelle Judika-
tur zum Vertragsrecht, Kurzseminar – RA Dr. Georg
Kresbach

24. Nov. Wien
ÖRAV-Seminar: Kurrentien-Spezialseminar – Haus-

verwaltungen – RA Dr. W. Miller, Dr. F. Valzachi
28. Nov. Wien

Akademie für Recht & Steuern (ARS): Aktuelle Recht-
sprechung des OGH zum Familienrecht –HR Dr. Edwin
Gitschthaler

5. Dez. Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Reformdes

Handelsgesetzbuches –ObSt.Anw. Dr. Sonja Bydlinski,
Dr. Wilma Dehn, StB Dr. Eva Deutsch-Goldoni, Univ.-
Prof. Dr. Heinz Krejci, Univ.-Prof. Dr. Martin Schauer

6. und
7. Dez.

Wien
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Neuerun-

gen im Arbeitsrecht – Dr. Andreas Jöst, HR Dr. Ger-
hard Kuras, Ing. Mag. Ernst Patka, Univ.-Prof. Dr.
Franz Schrank

19. bis
21. Jän.
2006

Klagenfurt
Universität Klagenfurt: Internationaler Kongress für

Projektmanagement und Mediation
19. bis
21. Jän.
2006

Salzburg
Akademie für Recht & Steuern (ARS): Forum: Familien-

recht – Referententeam
23. bis
25. Feb.
2006

Wien
Europäische Präsidentenkonferenz der Präsidenten
der nationalen Anwaltskammern und internationalen

Anwaltsorganisationen

18. bis
20. Mai
2006

Wien
DACH-Frühjahrstagung 2006: Unternehmensnach-

folge

Ausland
21. und
22. Nov.
2005

Maastricht
European Institute of Public Administration (EIPA): Hu-
man Rights in the European Union: The EU,s „Common
Law“ and Charter of Fundamental Rights

24. Nov.
2005

Wien
Rechtssymposium: Der Zugang zum Obersten Ge-

richtshof – Hüter der Verfassung – Der Oberste Ge-

richtshof in Strafsachen aus verfassungsrechtlicher
Perspektive

21. bis
23. Sept.
2006

Ljubljana
DACH-Herbsttagung 2006: Grenzüberschreitende

Arbeitnehmer

17. und
18. Nov.
2006

Luxemburg
European Institute of Public Administration: EU security

policies: How can protection of society be reconciled
with safeguarding personal liberties

Termine

POLEN  DEUTSCHLAND 

übernehme Substitutionen vor Gerichten &

Schiedsgerichten in Deutschland und Polen

Dr. Andrzej Remin 

-Rechtsanwalt & Mediator- 

 Neue Weltgasse 21; 1130 Wien; 

phone: 1/403 87 15,

mobile: 0676/ 670 49 54

e-mail: office@remin.at
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§ 19 FBG:

Gegen die Abweisung des Unterbrechungsantrags ist gemäß § 19

Abs 3 FBG kein Rechtsmittel zulässig. Es liegt kein Fall einer zwin-
gend vorgeschriebenen Unterbrechung vor.
OGH 25. 3. 2004, 6 Ob 197/03 s, ecolex 2004/372 (LS).

&

§§ 29, 155 AktG; § 10 Abs 3 GmbHG:

Kein Kompensationsverbot der Bank bei Bankbestätigung

1. Die Bestätigung der Bank nach § 29 Abs 1 AktG (§ 155 Abs 2
AktG, § 10 Abs 3 GmbHG) muss nur im Ausstellungszeitpunkt
richtig sein.Anderes kann nur dann gelten, wenn schon bei Ausstel-
lung eine Aufrechnung mit Schulden der AG in Aussicht genommen
worden wäre.
2. Das mit Ausstellung der Bankgarantie schlüssig von der Bank auf
sich genommene Kompensationsverbot ist nicht immerwährend.

3. Die Bank hat die Kontobewegungen auf dem zuvor genannten
Konto nicht zu überwachen.
OGH 8. 7. 2004, 6 Ob 288/03a, GeS 2004, 431 = RdW
2004/616 (LS).

&

§ 51 Abs 1 Z 1 JN:

Gerichtsstand der EEG

Eine EEG, die minderkaufmännisch tätig ist, schließt Handelsge-
schäfte ab. Bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen des
§ 51 Abs 1 Z 1 JN ist sie vor dem Handelsgericht zu klagen.

OGH 28. 7. 2004, 7 Ob 159/04 i, GeS 2004, 433 = RdW
2004/620 = GesRZ 2004, 386.

&

§§ 112, 113 HGB:

Stimmrecht bei Beschlussfassung über die Geltendmachung von

Ansprüchen bei Konkurrenzverbotsverletzungen

Mangels abweichender gesellschaftsvertraglicher Regelungen kön-
nen Ansprüche nach § 113 HGB gegen Gesellschafter, die das
Konkurrenzverbot verletzen, nur mit Beschluss aller übrigen Gesell-

schafter, selbst wenn diese in einem Naheverhältnis zum verletzen-
den Gesellschafter stehen, geltend gemacht werden.

OGH 4. 6. 2004, 2 Ob 247/03 t, RdW 2004/614.

&

Art 65 Abs 2 lit c B-VG; § 507 StPO:

Auch bereits vollstreckte Strafen, also primär Vermögensstrafen,
können von einer Begnadigung durch den Bundespräsidenten er-
fasst werden, jedoch müsste ebenso wie bei einer rückwirkenden

Nachsicht etwa des Verfalls oder von Rechtsfolgen der Verurteilung
die Entschließung dies – über Antrag des Bundesministers – aus-
drücklich anordnen. Andernfalls vermag die Entschließung des
Bundespräsidenten auf im Zeitpunkt des Gnadenerweises bereits
vollzogene Strafen keine Wirkung entfalten.

OGH 13. 1. 2005, 12 Ob 128/04 = ÖJZ-LSK 2005/105.

&

§ 181 StPO (§§ 194, 276, 429 Abs 4 StPO): Haftfrist bei (echter)
Rückleitung des Verfahrens; Höchstdauer der vorläufigen Anhal-

tung

Nur im Fall einer echten Rückleitung des Verfahrens an den UR sind
die Haftfristen (§§ 181 und 194 StPO) wieder zu beachten. Der
Zeitraum des Hauptverhandlungsstadiums ist aber nicht in die
Höchstfristen des § 194 StPO einzuberechnen. Das von Lehre
und bisheriger Rechtsprechung missverständlich ebenfalls als
„Rückleitung“ bezeichnete Ersuchen des in der HV erkennenden
Gerichts bzw des Vorsitzenden nach einer Vertagung gem § 276
StPO an den UR um Durchführung neuer Erhebungen und Untersu-
chungshandlungen bewirkt hingegen keinen Weiterlauf der Fristen
der §§ 181 und 194 StPO. – Im Verfahren zur Unterbringung in
einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs 1
StGB ist bei der Prüfung der Höchstfrist für die vorläufige Anhaltung
nach § 429 Abs 4 StPO nicht auf die Qualifikation der Anlassta-
ten und den für diese bestehenden Strafrahmen abzustellen.

OGH 18. 11. 2004, 15 Os 124/04 (OLG Wien; 19 Bs 219/
04) = ÖJZ-LSK 2005/70, 71; EvBl 2005/82.

&

Zur Auslegung eines Gewährleistungsausschlusses bei einem Lie-

genschaftsverkauf: Ansprüche des Käufers gegen Dritte (zB Hand-
werker), die auf die verkaufte Liegenschaft vor dem Verkauf man-
gelhafte Leistungen erbracht haben?

OGH 14. 12. 2004, 1 Ob 257/04g, JBl 2005, 579. Mit Bespre-
chung von Dr. Max Leitner.
(Im vorliegenden Fall hat die ergänzende Vertragsauslegung durch
den OGH ergeben, daß die Verkäufer „eine Abtretung allfälliger
Ersatzansprüche… ausdrücklich vereinbart, wenn sie die Möglich-
keiten einer derartigen Situation bedacht“ hätten. Offenbar be-
deutsame Entscheidung im Zusammenhang mit den häufig anzu-
treffenden Bestimmungen „Gewährleistung“ in Kaufverträgen.
Bisanz.)

Diese Ausgabe von „Schon gelesen?“ entstand unter der Mitwir-
kung von RA Dr. Manfred Ainedter, RA Dr. Harald Bisanz und
RA Dr. Ullrich Saurer.

Schon gelesen?
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RAA Univ.-Doz. Mag. Dr. Adrian Eugen Hollaender,1) Wien

Strukturelle Kommutabilität von zweiaktigem Delikt und
Sonderdelikt bei § 81 Abs 1 Z 2 StGB?
Seit jeher wird in der juristischen Fachliteratur ebenso wie in der gerichtlichen Praxis kritisiert, dass das in § 81 Abs 1 Z 2
StGB normierte Delikt entgegen seinem eigentlichen Wesen vom Gesetzgeber (offenbar aus überzogenen Bedenken gegen
ein Sonderstrafrecht für Kraftfahrer) im Aufbau unnötig kompliziert und solcherart beim Wort genommen geradezu
unpraktikabel formuliert worden sei. Insofern ist dieses Delikt immer wieder – im Ergebnis zu Recht – auf mehrfache dog-
matische, legistische und praktische Kritik gestoßen. Grund genug, um über alternative Deutungsmöglichkeiten dieses Delikts
nachzudenken. Im gegenständlichen Beitrag soll daher unter Untersuchung sprachlicher und tatbestandsbezogener Aspekte
der Versuch einer alternativen Deutung zur „Rettung“ des ansonsten allgemein als unpraktikabel beklagten Delikts (mit den
für und gegen eine solche Umdeutung sprechenden Argumenten) zur Diskussion gestellt und im Zuge dessen letztlich der
Gesetzgeber zur Erwägung einer sich insofern als geboten darstellenden gesetzlichen Korrektur der Tatbestandsformulie-
rung angeregt werden.

I. Einleitung

In der Abhandlung „Bestimmtheitsgebot und Fahrlässigkeitsdelikt
– eine Vertiefung“2) thematisierte ich – nebst prinzipiellen As-
pekten der dogmatischen Grundlagen des Fahrlässigkeitsdelikts
und der Beteiligungslehre samt daraus erfließenden allgemei-
nen Erwägungen zum verfassungsrechtlichen Bestimmtheitsgebot
– auch die Frage nach dem Wesen des (vormals in § 81 Z 2
StGB bzw nunmehr – seit der diesbezüglichen Gesetzesnovelle
durch BGBl I 2001/130 – in § 81 Abs 1 Z 2 StGB normierten)
Delikts der fahrlässigen Tötung im trunkenen Zustand. Meine in
diesem Zusammenhang in den Raum gestellte (und mittlerweile
auch zustimmende Resonanz3) erfahren habende) These betraf in-
sofern ua die Frage, ob denn das in § 81 Abs 1 Z 2 StGB um-
schriebene Delikt (wenngleich seinem Aufbau nach als zweiakti-
ges Delikt formuliert) der Sache und seinem Wesen nach nicht
auch als Sonderdelikt gedeutet werden könnte. Diese These ist
loslösbar vom allgemeinen Hauptthema jener Abhandlung und
solcherart als spezifische Untersuchung des genannten Delikts
vertiefbar.

Herkömmlicherweise sagt man, die ratio legis dieses Delikts gehe
dahin, dass sich nicht berauschen dürfe, wer eine Tätigkeit vor sich
hat, die er vorhersah oder vorhersehen konnte und die im Interesse
der Sicherheit anderer einen klaren Kopf und volle Selbstkontrolle
verlangt.4) Der erhöhte Handlungsunwert besteht, so gesehen,
aus der Unrechtskomponente des Sich-Berauschens trotz vorherge-
sehenem oder vorhersehbarem Bevorstehen einer gefahrengeneig-
ten Tätigkeit und aus der Unrechtskomponente der Vornahme einer

in diesem Zustand für andere gefährlichen Tätigkeit,5) wobei der
erste Akt als unrechtserheblich angesehen wird, weil er die Gefah-
ren bei der Vornahme des zweiten Akts erhöht.6) Nach seinem
Wortlaut handelt es sich bei dem – ein Verletzungsdelikt darstellen-
den – Delikt des § 81 Abs 1 Z 2 um ein zweiaktiges Delikt, indem

zum Sich-Berauschen als erster Akt der weitere Akt der Vornahme
einer in diesem Zustand für andere gefährlichen Handlung hinzutre-
ten (arg „nachdem“) und schließlich selbstverständlich auch die
fahrlässige Herbeiführung des Todes eines anderen erfolgen muss.

In seiner herkömmlichen Deutung ist dieses Delikt jedoch immer
wieder sowohl in kriminalpolitischer als auch in dogmatischer

und legistischer Hinsicht erheblichen Bedenken hinsichtlich seiner
Anwendbarkeit begegnet. So meinte man, dass die komplizierte le-
gistische Konstruktion die Praxis überfordere und sich bei leugnen-
den Beschuldigten mangels der Möglichkeit hinreichender Beweis-
barkeit aller Subsumtionskomponenten immer wieder erhebliche

und unbillig erscheinende Straflücken ergäben,7) die den Zweck

Abhandlungen

1) Univ.-Doz. Mag. Dr. Adrian Eugen Hollaender ist Mitverfasser des be-
kannten Standardwerks „Strafprozessordnung“ in der kommentierten Ju-
dikatursammlungsreihe „Das österreichische Strafrecht“, hrsg von Gene-
ralanwalt Prof. Dr. Christoph Mayerhofer, sowie Autor zahlreicher juristi-
scher Publikationen mit Schwerpunkt auf demGrundrechtsschutz im Straf-
und Verfassungsrecht. Zuletzt sind von ihm die Werke „Die neue Be-
schwerde in Auslieferungssachen nach dem ARHG“ (mit einem Vorwort
von Univ.-Prof. DDr. Dr. h. c. Franz Matscher) (Neuer wissenschaftlicher
Verlag [NWV] 2004), „Die erfolgreiche Nichtigkeitsbeschwerde im
Strafverfahren“ (LexisNexis-Verlag ARD Orac 2005), „Hüter der Verfas-
sung – Der Oberste Gerichtshof in Strafsachen aus verfassungsrechtlicher
Perspektive“ (mit einem Vorwort von Generalanwalt Prof. Dr. Christoph
Mayerhofer) (Leykam-Verlag 2005) und „Grundrechte und Verfassungs-
prinzipien im österreichischen Strafprozessrecht – Wege zur Gerechtig-
keit“ (mit einem Vorwort von OGH-Präsident Dr. Johann Rzeszut) (Neuer
wissenschaftlicher Verlag [NWV] 2005) erschienen. Kontakt: calix.hol-
laender@chello.at

2) Hollaender, Bestimmtheitsgebot und Fahrlässigkeitsdelikt – eine Vertie-
fung, AnwBl 2004, 447.

3) Groth, AnwBl 2004, 562 mwN.
4) JBl 1964, 43 (mit Anm v Liebscher).
5) Kienapfel, Grundriss des österreichischen Strafrechts, BT I5, Rz 49 ff zu

§ 81 StGB.
6) Nowakowski, ZNStR II 160.
7) Melnizky, ZVR 1972, 193; Müller, ZNStR II, 121; Zipf, Würtenberger-FS

162; Kienapfel, Grundriss des österreichischen Strafrechts, BT I5, Rz 54
und 55 zu § 81 StGB; Bertel/Schwaighofer, Strafrecht, BT I8, Rz 11 zu
§ 81 StGB.
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des Gesetzes vereiteln (und die überdies auch den Bereich der Mit-
wirkung Dritter betreffen, zumal die Sicht dieses Delikts als zweiak-
tiges Delikt eine tatbestandsgleiche Beteiligung daran stets von
vornherein unmöglich machen würde, denn auch wenn man die
fahrlässige Beteiligung an einer Fahrlässigkeitstat als grundsätzlich
möglich anerkennt,8) kann die Tatsache, dass beide Akte dieses
Delikts – als zweiaktiges Delikt gesehen – personale Identität vo-
raussetzen, den Beteiligten immer nur nach § 80 StGB, unter Um-
ständen auch nach § 81 Abs 1 Z 1 StGB, niemals jedoch nach
§ 81 Abs 1 Z 2 StGB verantwortlich machen.9) Dass insofern –

wie zuletzt von Groth10) unter Anführung zahlreicher Quellenstellen
dargelegt – § 81 Abs 1 Z 2 StGB entgegen seinem eigentlichen
Wesen vom Gesetzgeber offenbar aus überzogenen Bedenken ge-
gen ein Sonderstrafrecht für Kraftfahrer11) im Aufbau unnötig kom-
pliziert und solcherart beim Wort genommen geradezu unprakti-

kabel formuliert wurde, ist insofern im Ergebnis zu Recht auf mehr-
fache dogmatische, legistische und praktische Kritik gestoßen.
Grund genug, um einmal über alternative Deutungsmöglichkeiten

dieses Delikts nachzudenken.

II. Deutung des § 81 Abs 1 Z 2 als Sonderdelikt?

Was will die untersuchte Bestimmung eigentlich beschreiben, was
will sie als strafbar normieren? Im Kern bezweckt sie, die fahrläs-
sige Tötung unter der Voraussetzung, dass der Täter zur Tatzeit
durch ein berauschendes Mittel in seinen körperlichen oder geisti-
gen Funktionen beeinträchtigt ist (dabei aber noch nicht zurech-
nungsunfähig, denn dann käme § 287 StGB zur Anwendung, au-
ßer wenn eine so genannte „actio libera in causa“ vorläge, dann
würde nämlich der Täter auch bei Volltrunkenheit nach § 81 StGB
haften), unter strengere Strafe zu stellen.

Mit dieser funktionellen Beeinträchtigung des Täters zur Tatzeit

durch ein berauschendes Mittel ist ein Zustand des Täters und sohin
eine (temporäre) Eigenschaft des Täters angesprochen.12) Geht
man davon aus, dass das In-einen-Rausch-Versetzen des § 81
Abs 1 Z 2 StGB die Voraussetzung einer (so genannten) besonde-
ren – wenn auch freilich keineswegs erstrebenswerten – Subjekts-

qualität und die daraus resultierende besondere Eigenschaft des
Täters (nämlich dessen Trunkenheit) aufstellen soll, könnte man
dann die Vorschrift der Sache nach auch als Sonderdelikt verste-
hen?

Nun können freilich zunächst grundsätzliche Einwendungen gegen
die hier vertretene These (trotz der – im Folgenden unter III. darge-
stellten – allgemeingültigen sprachlogischen Äquivalenz, die eine
solche Deutung in rein sprachlicher Hinsicht prinzipiell ermöglicht)
etwa dann aufkommen, wenn man den üblichen Standpunkt ein-
nimmt, dass § 14 StGB unter persönlichen Eigenschaften oder Ver-
hältnissen nicht bloß kurzfristige, veränderbare Zustände – quasi
„Durchgangssyndrome“ – verstehe und diese daher nicht erfasse.

Doch erstens steht das nicht im Gesetz, zweitens könnte dies (wenn
überhaupt, so jedenfalls) nur für § 14 Abs 1 postuliert werden
(weil nämlich beispielsweise § 79 StGB gar wohl nur Durchgangs-
syndrome anspricht), und drittens können – generell betrachtet –
durchaus viele Eigenschaften und Verhältnisse temporäre Begren-

zungen aufweisen und Veränderungen unterworfen sein, sodass
rein logisch gesehen eine exakte Unterscheidung in kürzere, nur
als Durchgangssyndrome geltende Temporäreigenschaften einer-
seits und in länger anhaltende, bereits als Eigenschaften im Sinne
des § 14 StGB zu verstehende Zustände andererseits genau ge-
nommen immer mit einer Unschärfe behaftet bleiben müsste. Eine
Betrachtung (auch) veränderbarer Zustände als Eigenschaften

wäre insofern sprachlich durchausmöglich. Dies wäre also kein un-
überwindbares Hindernis.

Ein anderes grundsätzliches Hindernis der zur Diskussion gestellten
Deutung könnte aber aus der Frage nach der Ausführungshand-
lung im Rahmen der Versuchsstrafbarkeit resultieren: Bei zweiakti-
gen Delikten wird strafbarer Versuch schon dann angenommen,

Abhandlungen

8) Eine Beteiligung gemäß § 12 StGB wurde zunächst beim Fahrlässigkeits-
delikt des § 159 StGB unter der Voraussetzung des Bestehens einer eige-
nen spezifischen Sorgfaltspflicht des Beitragstäters als möglich anerkannt
(SSt 51/2; ebenso JBl 1984, 48; vgl schon Kienapfel, JBl 1974, 121,
189; Liebscher, WK, Rz 6 zu § 159 StGB; Triffterer, Österreichisches
Strafrecht Allgemeiner Teil 412, 415, 417; idS auch Koziol, RdW 1983,
38 und 11 Os 82, 83/98). In der Folge hat dann der OGH diese Ge-
dankengänge verallgemeinert und auch hinsichtlich anderer Fahrlässig-
keitsdelikte (ausgehend vom Fall der fahrlässigen Gefährdung durch
Sprengmittel) erklärt, dass als Täter in jeder Erscheinungsform alle Perso-
nen in Betracht kommen, die gegen eine sie selbst treffende objektive
Sorgfaltspflicht verstoßen und subjektiv sorgfaltswidrig handeln (SSt
52/34 = RZ 1982/6 = ÖJZ-LSK 1981/148 = EvBl 1982/12; idS auch
12 Os 15/81; 11 Os 123/81; 13 Os 195/83). Damit hat er die Mög-
lichkeit einer fahrlässigen Beitragstäterschaft zum Fahrlässigkeitsdelikt
grundsätzlich bejaht und ausgesprochen, dass bei Fahrlässigkeitsdelik-
ten als Täter – gleichgültig in welcher Erscheinungsform – jeder in Be-
tracht kommen kann, der in seiner Person alle Erfordernisse eines Fahrläs-
sigkeitsdelikts erfüllt. Die Strafbarkeit eines Fahrlässigkeitstäters erstreckt
sich demnach auch auf einen Beteiligten und setzt insofern jeweils den
Verstoß gegen eine eigene, unmittelbar ihn selbst treffende deliktstypi-
sche objektive Sorgfaltspflicht voraus (JBl 1984, 48 mit zustimmender
Anmerkung von Liebscher). Von der Rechtsprechung und im Schrifttum
wird seitdem von der generellen Anwendbarkeit der §§ 12 ff StGB auch
auf Fahrlässigkeitstaten ausgegangen und eine fahrlässige Beitragstäter-
schaft zu einem Fahrlässigkeitsdelikt als allgemein möglich erachtet (vgl
etwa Fabrizy, WK, Rz 96 erster Satz: „Der Beitragstäter kann fahrlässig
einen Beitrag zu einem Vorsatz- oder zu einem Fahrlässigkeitsdelikt leis-
ten.“). Vgl dazu die detaillierte Darstellung der diesbezüglichen Judika-
turentwicklung und der sich daraus ergebenden Konsequenzen bei Hol-
laender, AnwBl 2004, 447.

9) Während die Sicht dieses Delikts als Sonderdelikt die (tatbestandsglei-
che) Beteiligung Dritter daran in rechtlicher Hinsicht ermöglichen würde,
vgl dazu Hollaender, aaO, mit zustimmender Resonanz von Groth, aaO.

10) AaO (FN 3).
11) Vgl EBRV 200.
12) Vgl Groth, aaO (FN 3), mit dem wichtigen Hinweis, dass ein Kausalzu-

sammenhang zwischen Berauschung und Unfall nach der Judikatur ja
nicht erforderlich ist, es also nur um das schlichte Vorhandensein der
Rauscheigenschaft während der Tötung geht. Siehe dazu näherhin unter
IV.
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Der neue Ident.Brief der Post – die erste Sendung 

mit physischer Identifizierung des Empfängers. Die

Ausweisdaten werden bei der Zustellung vom Brief-

träger kontrolliert, erfasst und Ihnen per Rückschein

übermittelt. Sicher, einfach und bequem – für Sie und

alle, die Sie erreichen wollen. Mehr Infos finden Sie

unter www.business.post.at.

Die Post bringt allen was.

Unglaublich,
aber eindeutig 
identifiziert.

wenn das Täterverhalten ausführungsnah in Bezug auf den ersten
Deliktakt ist. Umso mehr liegt Versuch vor, wenn der Täter bereits
Ausführungshandlungen im Sinn des ersten Deliktsaktes gesetzt
hat, vorausgesetzt er war willens, auch die zweite Handlung vorzu-
nehmen.13) Bei Zugrundelegung der Ansicht, dass bei zweiaktigen
Delikten schon die Vornahme des ersten Aktes als Ausführungs-
handlung und schon die Vornahme einer Handlung, die der ersten
im Tatbestand beschriebenen Handlung unmittelbar vorangehe, ei-
nen Versuch begründe,14) würde die Annahme einer äquivalenten
Deutung eines zweiaktigen Delikts als Sonderdelikt schwierig wer-
den. Aber diese Ansicht ist durch die von Fuchs entwickelte Gegen-
these in Frage gestellt worden, dass Versuch bei zweiaktigen Delik-
ten nur dann vorliege, wenn die Handlung des Täters auch der Ver-
wirklichung aller anderen Tatbestandsmerkmale – also auch dem
geplanten zweiten Akt – unmittelbar vorangeht.15) Nach dieser An-
sicht wäre auch bei mehraktigen Delikten die „Ausführung der Tat“
erst jene Handlung des Täters, mit der er nach seinen Vorstellungen
das gesetzliche Tatbild vollständig verwirklicht. Insofern bestünde
dann – unter Zugrundelegung dieser Ansicht – auch gegenüber
dem Sonderdelikt kein Unterschied und somit unter diesem Ge-
sichtspunkt grundsätzlich kein Problem im Hinblick auf die Mög-
lichkeit der Deutung zweiaktiger Delikte als Sonderdelikte in jenen
Fällen, in denen die diesbezügliche strukturelle Kommutabilität im
Rahmen sprachlogischer Äquivalenz (siehe dazu unter III.) gege-
ben ist.

Es könnte aber, allgemein gesehen, mitunter die Vorsatzfrage

problematisch sein: Beim zweiaktigen Delikt muss der gesamte
Tatvorsatz (also der Vorsatz, den ersten und den zweiten Akt vor-
zunehmen) bereits während des ersten Aktes vorliegen. Hierin
liegt ein Unterschied des zweiaktigen Delikts gegenüber dem
Sonderdelikt. Auch beim Sonderdelikt muss die besondere Eigen-
schaft vom Vorsatz erfasst sein. Aber beim zweiaktigen Delikt ist
eben bereits beim ersten Akt der Vorsatz auf das Gesamtdelikt ge-
fordert.

Eine Vertiefung der beiden vorgenannten Problemfelder erübrigt
sich aber jedenfalls beim Delikt des § 81 Abs 1 Z 2 StGB, zumal
beim Fahrlässigkeitsdelikt ja weder Versuchsfragen auftreten noch

der Vorsatz ein Thema ist.

Allerdings würde im Falle des § 81 Abs 1 Z 2 StGB das Erforder-
nis, schon beim Antrinken die spätere gefährliche Tätigkeit vorher-
zusehen, bei der Deutung als Sonderdelikt leerlaufen. Aber dieses
Erfordernis ist im Fall sich gänzlich leugnend verantwortender Be-
schuldigter ohnehin nicht vernünftig applizierbar. Angesichts des-

13) 14 Os 93/95 vom 8. 8. 1995; Leukauf/Steininger, Kommentar zum
StGB3, Rz 12 zu § 15.

14) Vgl etwa Burgstaller, JBl 1976, 118; siehe aber dazu die daran (am in
FN 15 genannten Ort) geübte Kritik von Fuchs.

15) Vgl Fuchs, Österreichisches Strafrecht, Allgemeiner Teil I5, 29. Kapitel III
2.c., mwN.
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sen nimmt es keineswegs Wunder, dass die Bestimmung des § 81
Abs 1 Z 2 StGB in ihrer herkömmlichen Deutung gerade (auch)
deshalb seit jeher im Zentrum vielseitiger – im Ergebnis berechtig-
ter – Kritik gestanden ist.16) Denn ein Nachweis, dass der Täter
beim Trinken dies oder jenes vorhersah oder nicht bzw vorherse-
hen konnte oder nicht, kann entweder nach Gefühl und Vermutung
eingeschätzt werden – was angesichts des Rechtsstaatsprinzips
nicht sein darf, weil es eine schlichte Unterstellung des Vorherse-
hens oder eine Überanspannung der Anforderungen an die Vorher-
sehbarkeit im Rahmen des „Wissen-Müssens“ bedeuten würde17) –
oder es wäre letztlich wohl fast jeder sich leugnend verantwortende
Beschuldigte freizusprechen, da einerseits gegenteiliges positives
„Vorhergesehenhaben“ der späteren gefährlichen Tätigkeit im Zeit-
punkt des Trinkens in den meisten Fällen wohl kaum erweislich sein
wird und andererseits ein generell praktiziertes Postulat eines „Vor-
hersehen-Können-Müssens“ der späteren gefährlichen Tätigkeit
schon während des Trinkens unter dem verfassungsrechtlichen
Aspekt des Bestimmtheitsgebots zu wenig präzise determiniert
und damit unzulässig wäre.18) Die in der Literatur geäußerte Kritik
an den Strafbarkeitslücken und unbilligen Ergebnissen bei der An-
wendung dieses Deliktstatbestands auf zu subsumierende Sachver-
halte – nimmt man die Subsumtion genau – ist somit im Rahmen der
Deutung als zweiaktiges Delikt unausweichlich. Ließe sich aber,
sprachlich gesehen, eine andere Deutung, nämlich eine als Son-
derdelikt vertreten?

III. Allgemeine sprachlogische Betrachtung

Nun sei die Frage in Bezug auf die einer solchen Deutung
zugrunde liegende sprachlogische Struktur untersucht. Die zu
untersuchende Deutungsalternative beruht insofern – grundsätz-
lich gesehen – auf dem Prinzip sprachlogischer Äquivalenz. So
können manche Adjektive (und jedes adjektivisch gebrauchte
Partizip) grammatikalisch – im Rahmen sprachlogischer Äquiva-
lenz – als Relativsatz oder anderer Gliedsatz aufgelöst werden.
Wenn es etwa hieße: „Dem reuigen Sünder ist Vergebung verhei-
ßen.“, so ist dies gleichbedeutend mit der als Relativsatz aufgelös-
ten Formulierung: „Dem Sünder, der bereut hat, ist Vergebung
verheißen.“ oder auch als Gliedsatz im Perfekt aufgelöst: „Dem
Sünder ist Vergebung verheißen, nachdem er bereut hat.“ (Man
beachte: „reuiger Sünder“ ® Subjektseigenschaft. „Sünder, der
bereut hat“ oder „. . ., nachdem er bereut hat“ ® zweiaktiger

Aufbau.)

Wenn es nun etwa heißt: „Strafbar ist, wer angetrunken (in ange-
trunkenem Zustand) einen anderen tötet.“, so kann analog zu den
bisherigen Beispielen auch dies sprachlich äquivalent als Relativ-
satz wie folgt aufgelöst werden: „Strafbar ist derjenige, der einen
anderen tötet, nachdem er sich angetrunken hat“ (und umgekehrt
kann der letztgenannte Relativsatz sprachlich äquivalent mittels ei-

nes adjektivisch gebrauchten Partizips: „der angetrunkene Täter“
oder auch in Form eines subjektivisch gebrauchten Partizips: „der
Angetrunkene“ [„ist strafbar, wenn er einen anderen tötet.“] auf-
gelöst werden). Die sprachlogische Äquivalenz bewirkt insofern
gleichwertige Kommutabilität beider Ausdrucksweisen. Die vor-
getragene These lässt sich somit zunächst rein sprachlogisch
wie folgt verallgemeinern: Jedes mit einem Partizip beschriebene
Sonderdelikt wird solcherart bei grammatikalischer Auflösung

des Partizips als Relativsatz (oder als andere Gliedsatzform) zu
seinem zweiaktigen Delikt. Und umgekehrt wird jedes mehraktige
Delikt mit einer adjektivischen Resumtion des Relativsatzes zum
Sonderdelikt. „Derjenige, der sich angetrunken hat“ (Relativsatz)
= „Der Angetrunkene“ (adjektivisch gebrauchtes Partizip). Das
ist (notabene vorerst in rein sprachlicher Betrachtung) nun gewiss
nicht bei allen Delikten möglich, sondern nur bei jenen, bei denen
eine äquivalente grammatikalische Auflösung oder (eben umge-
kehrt) eine Dialyse sprachlich möglich ist. Der zum Beispiel in
klassischen strafrechtlichen Sonderdeliktstatbeständen angespro-
chene „Beamte“ etwa stellt sich demnach als nichts anderes dar
denn als „derjenige, der beamtet wurde“ oder (gleichbedeutend)
„derjenige, der sich beamten (zum Beamten angeloben) ließ“,
und die Wendung „Wenn ein Beamter dies oder jenes tut, . . .“
als äquivalent mit „Wer dies oder jenes tut, nachdem er sich
zum Beamten angeloben ließ, . . .“. Und ein „Schuldner“ ist nichts
anderes als „derjenige, der Schulden eingegangen ist“. „Wenn
der Täter, nachdem er Schulden eingegangen ist, dies oder jenes
tut“ ist unter diesem Gesichtspunkt äquivalent mit „Wenn der
Schuldner dies oder jenes tut“. Die das Wesen eines Sonderde-
likts ausmachende „besondere Eigenschaft des Täters“ – akzep-
tiert man den temporären Charakter einer Eigenschaft – stellt inso-
fern sprachlich nichts anderes dar als das Ergebnis dessen, was
er getan hat. Das gilt wie gesagt nicht immer, aber das gilt in Fäl-
len der erwähnten sprachlogischen Struktur wie etwa – im Rah-
men der erwähnten sprachlichen Betrachtung gesehen – beim ein-
gangs genannten Delikt des § 81 Abs 1 Z 2 StGB. Wie vertrüge
sich nun eine solche Deutung mit den spezifisch tatbestandlichen
Aspekten dieses Delikts?

IV. Tatbestandsbezogene Betrachtung

Konkret tatbestandsbezogen drängen sich gegen die – wie dar-
gestellt, rein sprachlich mögliche – Auslegung Bedenken auf,
wenn man daran festhalten wollte, im Sich-Berauschen bei Vorher-
sehbarkeit der späteren gefährlichen Tätigkeit einerseits und der
Vornahme der späteren Handlung andererseits den zweifach qua-

Abhandlungen

16) Siehe dazu die Nachweise in FN 3 sowie in FN 7.
17) Vgl Bertel/Schwaighofer, aaO, Rz 16 zu § 81 StGB.
18) Zu den diesbezüglichen verfassungsrechtlichen Grundlagen vgl die

Nachweise in meiner in FN 2 genannten Abhandlung.
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lifizierten Unwert des Delikts zu sehen. Dies wäre jedoch, soweit
es um die Unwertfrage geht, vermeidbar: Denn soweit ein Teil
dieses Unwerts als von den Erwartungen des Täters (bzw von
dem Umstand, was er vorhersehen konnte oder vorhersehen kön-
nen musste) geprägt angesehen würde (in dem Sinne, dass das
Delikt aus der Unrechtskomponente des Sich-Berauschens trotz
vorhergesehenem oder vorhersehbarem Bevorstehen einer gefah-
rengeneigten Tätigkeit und aus der Unrechtskomponente der Vor-
nahme einer in diesem Zustand für andere gefährlichen Tätigkeit
bestehe), wäre dem aus der Perspektive der klassischen objekti-
ven Verbrechensauffassung die Möglichkeit eines Abstellens auf
den objektiven Unwert gegenüberzustellen. Und der nach einer
objektiven Verbrechensauffassung im Sinne Belings und Rittlers in-
sofern interessierende Unwert kann ja nur in der aufgrund gestei-
gerter Gefahr objektiv allgemein wahrscheinlicher gewordenen
Tötung bestehen und betrifft insofern die Frage der Vorhersehbar-
keit der späteren Tätigkeit nicht. Denn beim Alkoholtrinken ge-
hegte Erwartungen oder Befürchtungen sind subjektiver Natur.
Unrecht ist aber nach der klassischen Verbrechensauffassung
von Beling und Rittler bekanntlich durchwegs objektiver Natur.
So schrieb Letzterer bekanntlich in der zweiten Auflage seines
für das österreichische Strafrecht grundlegenden Lehrbuchs:
„Das Unrecht ist durchaus objektiver Natur, liegt in der äußeren
Seite der Tat beschlossen; Absichten, Zwecke, Beweggründe
des Täters sowie seine Gesinnung sind erst bei der Lösung der
Schuldfrage zu würdigen. Damit allein wird auch die methodi-
sche Klarheit erhalten.“19) So gesehen20) würde nicht der Unwert
durch beim Trinken (bewusst im Sinne eines konkreten Vorherse-
hens oder auch nur mitbewusst bzw virtuell-potenziell im Sinne ei-
ner Vorhersehbarkeit) gehegte Gedanken an die Zukunft gene-
riert oder gesteigert, sondern das einzige, was durch das Ange-
trunkensein (also durch den als Ergebnis des Trinkens bewirkten
Zustand) gesteigert wird, ist die Gefährlichkeit der im angetrunke-
nen Zustand gesetzten Handlung. Diese gefährliche Handlung im
gefährlicheren Zustand könnte, so gesehen, den höheren Unwert

der Tat begründen.

Zöge man diesen Gedankengang heran, so ergäbe sich auch
aus wertender Sicht, dass das – bei der Deutung als zweiakti-
ges Delikt den ersten Akt darstellende – Sich-Berauschen und
das – bei der Deutung als Sonderdelikt die besondere Sub-
jektseigenschaft darstellende – Berauschtsein aufgrund der
sprachlogischen Äquivalenz gleichwertig ineinander auflösbar
sind, denn die erhöhte abstrakte Gefährlichkeit des Handels im
angetrunkenen Zustand würde den Rauschzustand mit dem die
qualifizierte Strafdrohung des § 81 Abs 1 Z 2 tragenden Unwert
belegen.

Es gäbe noch ein weiteres Argument, das eine solche alternative
Deutung stützen könnte: So könnte man meinen, dass auch der

Umstand, dass ein ursächlicher Zusammenhang zwischen der Be-
rauschung des Täters einerseits und der von ihm gesetzten fahr-
lässigen Tötung überhaupt nicht verlangt ist,21) deutlich mache,
dass die den Unwert im Sich-Antrinken selbst und nicht in der ob-
jektiven Gefährlichkeit des daraus resultierenden Zustands su-

Abhandlungen

Unbearbeitete Originale … oder …

19) Rittler, Lehrbuch des österreichischen Strafrechts2, Erster Band, Allgemei-
ner Teil, Die Lehre vom Verbrechen, § 18, Die so genannten subjektiven
Unrechtselemente, aE (S 125), mwN in FN 2u 3 gegen die Lehre von den
subjektiven Tatbestands- und Unrechtselementen und unter Aufzeigung
der aus ihnen erfließenden bedenklichen Konsequenzen.

20) Zur laut ihm unverrückbaren Gültigkeit dieser Grundposition trotz den ab-
weichenden modernen dogmatischen (Gegen)konzepten vgl abermals
Rittler, aaO, Vorwort (S VII): „Ich bin nach reiflicher, immer wiederholter
ernster Überlegung zu dem Ergebnis gekommen, daß das Gebäude der
klassischen Strafrechtsdogmatik, wie sie zuletzt Ernst von Beling in vollen-
deter Klarheit entwickelt hat, allen Anfechtungen zum Trotz unerschüttert
dasteht, und daß alle Neuerungen nicht weiter, sondern nur in die Irre
führen.“

21) Zum Mangel des Erfordernisses eines Kausalzusammenhangs vgl SSt
35/8; LSK 1975/294; ZVR 1977/140; 1979/188 (Melnizky) sowie
FN 12.
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chende These bestreitbar sei, denn wäre die Berauschung des Tä-
ters wirklich das von § 81 Abs 1 Z 2 gezielt bekämpfte beson-
dere Risiko, dessentwegen das Delikt einen höheren Unwert pö-
nalisiert, so müsste sich im eingetretenen Erfolg ja neben dem all-
gemeinen Risikozusammenhang auch ein spezieller Risikozusam-
menhang und damit gerade auch dasjenige besondere Risiko
verwirklicht haben, dessen Abwehr das qualifizierte Delikt gezielt
bezweckte. Da jedoch nicht einmal ein Kausalzusammenhang

zwischen der Berauschung und der fahrlässigen Tötung gefordert
ist, kann auch eine solche spezifische normative Verknüpfung
nicht gefordert sein. Läge aber der besondere Unwert oder auch
nur ein Teil desselben im Sich-Antrinken, so müsste ein spezifi-

scher Risikozusammenhang erfordert sein. Dies ist nicht der Fall
und könnte als Indiz dafür angesehen werden, dass das Ange-
trunken-Sein eben nur einen Zustand darstelle, eine (wenn auch
freilich nur temporäre) besondere Eigenschaft des Täters – also
eben das, was typischerweise beim Sonderdelikt erfordert ist –,
und dass der Unwert des Delikts durch den fahrlässigen Tötungs-

akt in einem allgemein gefahrerhöhenden Zustand begründet
wird, die Eigenschaft des Angetrunken-Seins also, wertend gese-
hen, eine bloß auf den Zustand abstellende Gefährlichkeitserhö-
hung anspricht, denn sonst wäre es kaum möglich, auf einen Kau-
salzusammenhang zwischen Berauschung und fahrlässiger Tö-
tung zu verzichten.

Weiters könnte man gar meinen, dass auch die Begründung, mit
der herkömmlich eine Strafbarkeit des Mitwirkenden gemäß
§ 81 Abs 1 Z 2 StGB unabhängig von der Täterschaftsform des
§ 12 StGB im Allgemeinen bisher abgelehnt wurde – nämlich
dass dem sich nicht selbst in Rausch Versetzenden die erforderli-
che Subjektseigenschaft fehle –, eigentlich deutlich mache, dass
§ 81 Abs 1 Z 2 StGB im Grunde als Sonderdelikt einzustufen sei,
und zwar als eigenhändiges Sonderdelikt gemäß § 14 Abs 1
zweiter Satz 1. Fall StGB, das bekanntlich dadurch gekennzeich-
net ist, dass der Träger der besonderen Eigenschaften oder Ver-
hältnisse – dies wäre der trunkene Täter – die Tat unmittelbar aus-

führen muss. Im Rahmen der Deutung als Sonderdelikt wäre wei-
ters davon auszugehen, dass diese besondere Subjektseigen-
schaft das Unrecht der Tat beträfe, weil die Annahme, dass
diese besondere Eigenschaft das Unrecht der Tat (und nicht bloß
die Schuld des Täters) betrifft, naheliegt, zumal die Trunkenheits-
eigenschaft in Bezug auf die jeweils ausgeübte Handlung gefah-

rerhöhend wirkt: Autofahren oder andere Handlungen im trunke-

nen Zustand des Täters sind objektiv gefährlicher als sie es im
nüchternen Zustand des Täters wären. Diese erhöhte Gefahren-

quelle bewirkt einen höheren Unrechtsgehalt. (Der trunkene Zu-
stand allein hingegen bewirkt keinerlei Gefahr, solange nicht eine
– schon an und für sich Umsicht erfordernde – Handlung wie
etwa das Autofahren dazukommt.)

All dies könnte als Stütze für die Hypothese angesehen werden,
dass die im § 81 Abs 1 Z 2 StGB angesprochene Berauschung

Merkmal der – wegen des gefährlichkeitserhöhenden Elements
das Unrecht der Tat betreffenden – Subjektseigenschaft des Täters
und damit die genannte Bestimmung der Sache nach (materiell) ein
Sonderdelikt sei, weil sich eben die Herbeiführung eines Minder-
rausches infolge sprachlogischer Äquivalenz als dem daraus resul-
tierenden Zustand des Berauschtseins gleichsetzbar und die – in ei-
nem durch die besondere Trunkenheitseigenschaft des Täters ob-
jektiv gefährlicheren Zustand als bei Nüchternheit vorgenommene
– Ausführung der gefährlichen Tätigkeit mit Todesfolge als den de-
liktischen Unwert darstellend betrachten lässt.

Akzeptiert man nun, dass eine (für ein Sonderdelikt konstitutive)
„besondere Eigenschaft“ auch bloß temporären Charakter haben
und somit einen Zustand erfassen könne, zumal ja demGesetz kein
Postulat der Eternität der „besonderen Eigenschaft“ entnehmbar ist,
so ließe sich eine Auffassung der „besonderen Eigenschaft“ als aus
einer vorhergehenden Tätigkeit resultierender Zustand des Täters
(und somit die Annahme einer besonderen Subjektseigenschaft)
im Rahmen der diesbezüglichen (unter III. aufgezeigten) sprachlo-
gischen Äquivalenz durchaus vertreten, wobei, insgesamt gese-
hen, so manches zu Gunsten der hier zur Diskussion gestellten alter-
nativen Deutungsweise sprechen könnte, ermöglicht diese doch
überdies auch die dogmatische Erfassung der diesbezüglichen
Mitwirkungsmöglichkeiten Dritter am untersuchten Delikt,22) was
ja bei der herkömmlichen Deutung als zweiaktiges Delikt nicht
möglich wäre.

In tatbestandlicher Hinsicht halten sich insofern die Unterschiede in
Grenzen: Bei den mehraktigen Delikten ist der Tatbestand23) erst
erfüllt, wenn der Täter zusätzlich zur ersten auch eine zweite Hand-
lung vornimmt. Und beim Sonderdelikt ist es nicht viel anders: Liegt
die besondere Eigenschaft nicht vor oder bleibt trotz ihrem Vorlie-
gen das weitere Vorgehen des (durch die besondere Eigenschaft
qualifizierten) Täters aus, ist der Tatbestand nicht erfüllt.

Gewiss, die hier zur Diskussion gestellte Alternative erfordert ei-
nige Fantasie und die Bereitschaft zu einer Umdeutung eines in sei-
ner Formulierung legistisch verunglückten Delikts. Ob man diese
Bereitschaft aufbringt (und – zugegebenermaßen – die gesetzliche
Tatbestandsformulierung und vor allem das im Tatbestand ge-
nannte Erfordernis der Vorhersehbarkeit im Rahmen einer solchen
Umdeutung zu vernachlässigen bereit ist, was als letztlich [wenn
auch dem eigentlichen Gesetzeszweck wohl entsprechende]24)

Abhandlungen

22) Siehe dazu Groth, aaO und Hollaender, aaO.
23) Unter Tatbestand ist hier im Sinne der klassischen Tatbestandslehre das

Tatbild zu verstehen (zur dogmatischen Grundlage siehe Rittler, aaO).
24) Denn sonst wäre dieser in der Regel vom Beschuldigten – bei hinreichend

guter Rechtsberatung vor seiner Aussage – geradezu mutwillig vereitel-
bar (vgl FN 26), was wohl kaum die Absicht des Gesetzgebers gewesen
sein kann.
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… Querverweise und Hinweise

strafbarkeitserweiternde Interpretation methodischen und – im
Sinne der liberalen Verfassungskonzeption und unter Beachtung
der Status-negativus-Lehre25) – auch verfassungsrechtlichen Beden-
ken begegnen könnte), ist eine grundsätzliche methodische Frage.
Bringt man diese Bereitschaft aber nicht auf, muss man § 81 Abs 1
Z 2 als ein genau genommen weitgehend unanwendbares Delikt
hinnehmen. Oder man versucht eben die Bestimmung umzudeuten,
wozu im Vorstehenden eine zumindest denkbare alternative Deu-
tung zur Diskussion gestellt werden sollte, die sich gedanklich ei-
gentlich bis auf das genannte Kettenglied der tatbestandlichen Vor-
hersehbarkeit, das als schwächstes Glied die (Gedanken-)Kette
sprichwörtlich sprengen könnte, wenn man nicht insofern einen me-
thodischen Kunstgriff zur Ermöglichung der Umdeutung zulassen
wollte (etwa eine tatbestandliche teleologische Reduktion), um
das untersuchte Delikt sinnvoll als Sonderdelikt deuten zu können.
Freilich, zwingend ist eine solche alternative Sicht gewiss nicht und
einwenden ließe sich auch zweifellos manches dagegen, aber was
soll man sonst mit einer infolge ihres überkomplexen Aufbaus so
problematischen und dem Gesetzeszweck aufgrund offenbarer le-
gistischer Unzulänglichkeit nicht gerecht werdenden, ja die An-
wendbarkeit auf im Grunde (verstärkt) strafwürdige Sachverhalte
gar oftmals vereitelnden26) und solcherart immer wieder beklagte
unbillige Strafbarkeitslücken generierenden Bestimmung wie der
hier untersuchten anfangen, wenn nicht zumindest den Versuch ei-
ner alternativen Deutung, solange sich der Gesetzgeber nicht zu ei-
ner Änderung durchringt? Letzteres wäre à la longue sicherlich die
wünschenswerteste Alternative, denn da auch den fantasievollsten
Bemühungen um interpretative Auswege, wie aufgezeigt, Grenzen
gesetzt bleiben,27) wäre die beste Alternative wohl letztlich eine Lö-

sung durch den Gesetzgeber, um insofern nach dessen Wertung
als strafbar eingestufte Sachverhalte auch im Rahmen eines in
der Praxis anwendbaren Deliktstatbestands tatsächlich erfassen
zu können.

Abhandlungen

25) Woraus sich das verfassungsrechtliche Postulat größtmöglichen Frei-
raums des Einzelnen gegenüber dem Staat (und somit gegenüber dem
staatlichen Zwang) ergibt, was wiederum jeder erweiternden Interpreta-
tion von (materiellen) Strafnormen grundsätzlich entgegensteht (vgl dazu
eingehend Hollaender, Grundrechte und Verfassungsprinzipien im öster-
reichischen Strafprozessrecht – Wege zur Gerechtigkeit [Neuer wissen-
schaftlicher Verlag 2005]). Insofern ist aus dieser verfassungsrechtlichen
Perspektive im Interesse der Erzielung einer in jeder Hinsicht friktions-
freien Lösung letztlich der Gesetzgeber zur Vornahme einer sich unter
den genannten Gesichtspunkten als geboten darstellenden gesetzlichen
Korrektur der im aufgezeigten Umfang problembehafteten Tatbestands-
formulierung aufgerufen.

26) Nicht umsonst sagt man oft (wenngleich freilich pointiert), nach § 81
Abs 1 Z 2 StGB werde nur derjenige verurteilt, der sich vorher nicht
mit einem (guten) Rechtsanwalt beraten habe und daher nicht „fachkun-
dig leugne“, um ganz gezielt die nach dem im Sinne der herkömmli-
chen Deutung beim Wort genommenen Aufbau des genannten Delikts
zur vollständigen Sachverhaltssubsumtion erforderlichen Feststellungen
(durch geschicktes – und solcherart in der Praxis meist nicht widerlegba-
res – Bestreiten „ausgesuchter“ Elemente des für die Feststellung der ein-
zelnen Tatbestandskomponenten notwendigen Tatsachensubstrats, ins-
besondere der Ansatzpunkte für die Vorhersehbarkeit der späteren Tä-
tigkeit bereits im Berauschungszeitpunkt) zu vereiteln – so sollte es aber
nicht sein!

27) Vgl FN 25.
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RA Dr. Wolf-Georg Schärf, Wien

Auswirkungen von Enteignungen in Österreich
Der Fall Yukos hat in der zweiten Hälfte des Jahres 2004 Schlagzeilen rund um die Welt gemacht. Wie es den Anschein hat,
wurden durch die Vorschreibung von nicht gerechtfertigten Steuern in exorbitanter Höhe die Versteigerungen der wichtigsten
Assets der Muttergesellschaft von Yukos erzwungen. Die Gesellschaft versuchte bei einem Gericht in Texas einen Aufschub
der Versteigerungen zu erreichen, dies schlug fehl. Es stellt sich somit die Frage, ob solche „quasi legalen“ Enteignungen
Auswirkungen auf Österreich haben. Auch die Arisierungen im Dritten Reich hatten einen legalen Anstrich, waren jedoch,
wie wir es heute wissen, illegal.

Aufgrund der nach demZweitenWeltkrieg in verschiedenen Ländern
des Ostens Österreichs vorgenommenen Verstaatlichungen von Ge-
sellschaften kam es zur Klärung der Frage, ob diese dort stattgefun-
denen Enteignungen auch in Österreich wirksam sind bzw wie mit
inÖsterreich gelegenem Vermögen der enteignetenGesellschaft um-
gegangenwerden soll. ImUrteil SZ28/11) stellte derOGHklar, dass
nach den Grundsätzen des internationalen Privatrechtes ausländi-
schen Nationalisierungsmaßnahmen keine exterritoriale Wirkung
zukommen, und auch dann nicht, wenn sie der Konfiskationsstaat
selbst in Anspruch nimmt. Jede Verfügung eines ausländischen Staa-
tes, die bezweckt, eine Person ihrer wirtschaftlichen oder rechtlichen
Position durch wie immer Namen habenden Nationalisierungsmaß-
nahmen zu entziehen, ist nur territorial beschränkt wirksam.
Der Wegfall der Rechtspersönlichkeit einer nationalisierten auslän-
dischen Gesellschaft bewirkt, dass an Stelle der Gesellschaft eine
„communio incidens“ tritt. Diese unterliegt ausschließlich der lex
rei sitae. Die ehemaligen Mitglieder der im Ausland aufgelösten
Gesellschaft setzen im Inland zwar die Gesellschaft nicht fort, wohl
aber sind sie als Miteigentümer des inländischen Vermögens zu be-
handeln und können demnach gemäß der ihnen am Hauptstamm
zustehenden Quoten Beteiligung verfügen.2) Bestätigt wurde dies
auch aus prozessualer Hinsicht durch mehrere Entscheidungen
des OGH, dass bei Vermögensbesitz einer ausländisch verstaat-
lichten Aktiengesellschaft im Inland die Aktionäre eine „communio
incidens“ bilden. Die unrichtige Parteienbezeichnung in der Klage
ist entsprechend richtig zu stellen.3)
Prozessual ist zur Vertretung einer communio incidens ein Kurator
gemäß § 8 ZPO zu bestellen.4) Dies bedeutet jedoch nicht, dass
es im Innenverhältnis den Gesellschaftern freisteht, einen Teil ihrer
Forderung zu verlangen,5) denn die Bestimmungen der §§ 825 ff
ABGB sind auch auf diese Schuldverhältnisse analog anzuwen-
den.6) Diese Rechtsprechung wurde in der Entscheidung SZ 29/
557) fortgesetzt, gemäß der die früheren Gesellschafter einer natio-
nalisierten Aktiengesellschaft im Inland zwar die Gesellschaft nicht
fortsetzen, aber als Miteigentümer des inländischen Vermögens zu
behandeln sind, und daher können diese als solche gemäß deren
dem Hauptstamm zustehenden Quotenbeteiligungen verfügen.
Die staatliche Enteignung wird in der Regel nicht mehr durch bloße
„titellose Enteignung“ vorgenommen, sondern jeder Staat versucht,

einen Anschein von Rechtsstaatlichkeit zu geben, indem ein
„Rechtsgrund“ vorgeschoben wird. Dies wurde auch bei den Ari-
sierungen8) vorgenommen, da jeder zwanghaften Enteignung ein
Titelgeschäft (zumeist ein Kaufvertrag) zugrunde lag. Somit ist auch
zu klären, inwieweit europäische Grundrechtsjudikatur entschädi-
gungslose Verstaatlichungen auch dann als grundrechtswidrig an-
sieht, wenn ein „Titelgeschäft“ oder „ein anderer hoheitlicher
Rechtsvorgang“ (Gerichtsentscheid, Entscheid einer Verwaltungs-
behörde) vorliegt. Gerade der Fall Yukos hat sehr klar dargelegt,
dass durch Hoheitsakte, deren Rechtsmäßigkeit durchaus fraglich
sein kann, eine Verstaatlichung vorgenommen werden kann.

Das Grundrecht des Eigentums ist sowohl in Österreich aufgrund
des Staatsgrundgesetzes von 1867 als auch im internationalen Be-
reich durch Art 1 des ersten Zusatzprotokolls EMRK geschützt.
Art 1 Abs 1 garantiert die Achtung des Eigentums. Unter dem Ent-
zug des Eigentumsrechts gehört neben der formellen Enteignung
auch die der Verstaatlichung.9) Voraussetzung für den gerechtfer-
tigten Eingriff in dieses Grundrecht ist das öffentliche Interesse als
auch eine gesetzliche Grundlage hiezu. Weiters muss der Eingriff
verhältnismäßig sein. Villiger schreibt richtig,10) dass das Interesse
der Öffentlichkeit an der Enteignung dem Interesse des Einzelnen
im Schutz seines konkreten Eigentumsrechts gegenübergestellt wer-
den muss. Jedenfalls darf dem Einzelnen keine übermäßige Last
(excessive burden) zugunsten der Allgemeinheit auferlegt werden.
Art 1 des ersten Zusatzprotokolls lautet wie folgt:

Abhandlungen

1) OGH 5. 1. 1955, 3 Ob 435/54 = SZ 28/1.
2) SZ 21/114; Rkv 330/50, 3 Ob 392/50, 2 Ob 353/51; 3 Ob 196/

51; 3 Ob 296/51; 3 Ob 373 und 374/53; 1 Ob 996/53.
3) OGH 6. 4. 1965, 4 Ob 38/65 = JBl 1966, 99; 5. 7. 1966, 8 Ob

179/66 = VersR 1967, 287; 16. 1. 1968, 8 Ob 370/67; 24. 4.
1968, 6 Ob 84/68 = JBl 1969, 339; 4. 3. 1970, 3 Ob 20770; 19. 3.
1974, 4 Ob 512/74.

4) OGH 6. 4. 1965, 4 Ob 38/65 = JBl 1966, 99.
5) OGH 12. 7. 1965, 1 Ob 120/65.
6) OGH 8. 6. 1966, 5 Ob 145/66.
7) OGH 23. 3. 1966, 6 Ob 89/66 = SZ 39/55.
8) Dies war nicht bei den wilden Arisierungen der Fall.
9) So Villiger, Handbuch der europäischen Menschenrechtskonvention²,

RN 671.
10) Villiger, aaO RN 672.
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Abhandlungen

„Jede natürliche oder juristische Person hat ein Recht auf Achtung
ihres Eigentums. Niemandem darf sein Eigentum entzogen wer-
den, es sei denn, dass das öffentliche Interesse es verlangt und
nur unter dem durch Gesetz oder durch die allgemeinen Grund-
sätze des Völkerrechts vorgesehenen Bedingungen.
Die vorstehenden Bestimmungen beeinträchtigen jedoch in keiner
Weise das Recht des Staates, diejenigen Gesetze anzuwenden,
die er für die Regelung der Benutzung des Eigentums in Überein-
stimmung mit dem allgemeinen Interesse oder zur Sicherung der
Zahlung der Steuern, sonstiger Abgaben oder von Geldstrafen
für erforderlich hält.“
In diesemZusammenhang ist vonbesonderer Bedeutungder Fall Hen-
trich/Frankreich.11) Der EGMRbestätigt seine Judikatur, dass das „öf-
fentliche Interesse“ naturgemäßextensiv ausgelegtwerden kann, und
es jedem Staat innerhalb einer gewissenGrenze freisteht, sein Abga-
benrecht zu organisieren und zu gewährleisten, dass die gesetzlich
vorgeschriebenen Steuern bezahlt werden. Das Vorkaufsrecht, wel-
ches dem französischen Staat einräumte, die „zu billig gekaufte“ Im-
mobilie für den Preisaufschlag von 10% samt den angemessenen ent-
standenen Kosten zu erwerben, war dieses Recht des französischen
Staates. Eswar jedoch unvorhersehbar, da nicht klar war, wann nach
Ansicht der französischenAbgabenbehörden einen Liegenschaft „zu
billig“ erworben worden ist. Dies war auch nicht verbunden mit einer
Frage eines schuldhaften Handelns, sodass die Beschwerdeführerin
die alleinige und große Last zu tragen gehabt hätte. In diesem Urteil
ist es weiters bemerkenswert, dass der EGMR mit diesem Urteil den
Konventionsstaat einen sehr weiten Rahmen, Abgabenverbindlich-
keiten geltend zu machen, einräumt. Voraussetzung hiefür ist, dass
die Menschenrechte gemäß der EMRK und der Zusatzprotokolle ein-
gehalten werden. Eine exzessive Anwendung der Abgabengesetze
ohne Vorhersehbarkeit und ohneGewährleistung eines fairen Verfah-
rens verletzt die Konvention. Somit haben auch Enteignungen auf-
grund von Steuerbescheiden Wirkungen in Österreich, es sei denn
der EGMR stellt fest, dass die angefochtenen Steuervorschreibungen
einerseits ein Verstoß gegen die EMRK darstellen, andererseits auch
in diesem Urteil festgestellt wird, dass grundlegende Normen der
EMRK und die Völkerrechte verletzt worden sind.
Es stellt sich die Frage, ob solche Verletzungen der EMRK, die zu
einer Enteignung führen, als ungerechtfertigte Verstaatlichung
und somit Anwendung der „communio-incidens-Lehre“ zur Folge
haben. Es ist nicht Aufgabe von österreichischen Gerichten zu prü-
fen, ob in einem Drittstaat eine Verletzung der Konvention vorliegt
oder nicht. Dies steht allein dem EGMR zu. Für den Fall, dass der
EGMR feststellt, dass eine Verletzung vorliegt, die zu einer unge-
rechtfertigten Enteignung geführt haben, kann dies sehr wohl zur
Folge haben, dass hinsichtlich des in Österreich gelegenen Vermö-
gens eine communio incidens entstanden ist.

 Topaktuell: Rechtslage zum 10. August 2005
(inkl. KMG-, BörseG-Novelle 2005), u.a. erste
Darstellung des neuen Prospektrechts nach der
KMG-Novelle 2005 

 Systematische Darstellung von Insiderrecht,
Kursmanipulationen, Director’s Dealing,
Ad-hoc-Publizität nach neuem Recht

 Umfassende Darstellung von Going Public und
Going Private 

 Aktueller Überblick zum Übernahmerecht

 Konzessionsvoraussetzungen und Wohlver-
haltenspflichten von Wertpapierdienstleistungs-
unternehmen, Banken, Vermögensberatern

 Recht der Pensionskassen, Lebensver-
sicherungen, Investment- und Immobilienfonds

2005, Band I: 892 Seiten, Leinen, EUR 168,–
ISBN 3-7073-0847-2
2005, Band II: ca. 1.300 Seiten, Leinen, EUR 108,-–
ISBN 3-7073-0848-0
Band I + II im Schuber: 248,–
ISBN 3-7073-0915-0

Die Bände sind sowohl einzeln als auch im Paket 
(Band I und II im gemeinsamen Schuber) erhältlich.

DIE erste systematische 
Darstellung des österrei-
chischen Kapitalmarktrechts

Tel.: 01 / 24 630-0
Fax: 01 / 24 630-23

office@lindeverlag.at
www.lindeverlag.at

11) EGMR, U v 25. 8. 1994, A 296.
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Neues aus Brüssel
Strafrechtliche Annexkompetenz der
Europäischen Gemeinschaft

In einem Urteil zur Rechtssache C-175/03 hat der Europäische Ge-
richtshof am 13. 9. 2005 entschieden, dass der Europäischen Ge-
meinschaft (EG) eine strafrechtliche Annexkompetenz zukommt,
wenn Maßnahmen im Bereich des Strafrechts erforderlich sind,
um die volle Wirksamkeit des Gemeinschaftsrechts in einem Politik-
bereich – hier im Bereich der Umweltpolitik – sicherzustellen.

Grundsätzlich fällt das Strafrecht ebenso wie das Strafprozessrecht
nicht in die Zuständigkeit der EG, die im Rahmen der so genannten
ersten Säule in den ihr zur Wahrnehmung übertragenen Politikbe-
reichen (vgl Art 3 EGV) Recht setzen kann, dessen unmittelbare
Geltung oder Umsetzung in den Mitgliedstaaten vor dem EuGH
einklagbar ist, sondern in die Zuständigkeit der Mitgliedstaaten,
die darüber im Rahmen der dritten Säule (polizeiliche und justi-
zielle Zusammenarbeit) auf dem Weg der zwischenstaatlichen Zu-
sammenarbeit bestimmen können.

Nach Ansicht des EuGH könne dies den EG-Gesetzgeber aber
nicht daran hindern, Maßnahmen in Bezug auf das Strafrecht
der Mitgliedstaaten zu ergreifen, „die seiner Meinung nach erfor-
derlich sind, um die volle Wirksamkeit der von ihm zum Schutz
der Umwelt erlassenen Rechtsnormen zu gewährleisten“, sofern
sie verhältnismäßig und unerlässlich sind. Da somit die Gemein-
schaft nach dem EG-Vertrag und nicht der Rat nach dem EU-Vertrag
zuständig wäre, hat der EuGH den Rahmenbeschluss des Rates
über den Schutz der Umwelt durch das Strafrecht für nichtig erklärt.
Nach Ansicht des EuGH hat der Rat durch Erlass des Rahmenbe-
schlusses im Bereich der in der dritten Säule verankerten justiziellen
Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in die EG-vertraglich festge-
legte Kompetenz der Europäischen Gemeinschaft im Bereich der
Umweltpolitik nach Art 174 und 175 EGV eingegriffen.

Inwieweit die EG-Gemeinschaftsorgane (hier insbesondere die
Kommission) dieses Urteil zum Anlass nehmen, Gesetzesvorhaben
in den ihnen zugeteilten Politikbereichen mit strafrechtlichen bezie-
hungsweise strafprozessrechtlichen Bestimmungen zu bestücken,
bleibt abzuwarten.

Fortschrittsbericht zum Wettbewerb in den
Freien Berufen

Die Kommission hat am 5. 9. 2005 den Fortschrittsbericht zum
Anfang 2004 veröffentlichten, so genannten Monti-Bericht über
denWettbewerb bei freiberuflichen Dienstleistungen und ein dazu-
gehöriges, nur in englischer Sprache erhältliches Arbeitspapier
herausgegeben. Darin wird dargestellt, welche Fortschritte die ein-
zelnen Mitgliedstaaten beim Abbau von (angeblichen) Beschrän-
kungen in den Bereichen (i) verbindliche Festpreise, (ii) Preisemp-
fehlungen, (iii) Regeln für die Werbung, (iv) Zugangsvoraussetzun-

gen und ausschließliche Rechte sowie (v) Vorschriften für die
zulässige Unternehmensform und die berufsübergreifende Zusam-
menarbeit gemacht haben.

Österreich wird als ein Land genannt, das kleinere Reformen unter-
nommen hat, wobei diese auf das Konto von Architekten und Inge-
nieuren gehen und die Anwälte unter jenen Berufsgruppen auf-
scheinen, die noch Preisempfehlungen und „einige“ Werbebe-
schränkungen kennen. Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert,
weitere Reformanstrengungen zu unternehmen und durch analyti-
sche Überprüfung zunächst jene Wettbewerbsbeschränkungen
zu ermitteln, die ohne weiteres rasch aufgehoben werden können,
etwa Preisempfehlungen oder Werbebeschränkungen. Langfristig
drängt die Kommission auf eine fundierte Strukturanalyse (wohl
nach dem Modell der in England und Wales durch Sir David Cle-
menti vollzogenen), um weiterreichenden Reformen den Weg zu
ebnen.

Wurde die Kommission in der Vergangenheit auf der Grundlage
von Art 3 Abs 1 lit g und Art 10 Abs 2 in Verbindung mit Art 81
EGV tätig, so kündigt sie jetzt an, weitere Durchsetzungsmaßnah-
men auf der Grundlage von Art 86 Abs 1 und 2 EGV ergreifen
zu wollen. Gemäß Art 86 Abs 1 sind die Mitgliedstaaten in Bezug
auf öffentliche Unternehmen oder auf Unternehmen, denen sie be-
sondere oder ausschließliche Rechte gewähren, verpflichtet, keine
dem EG-Vertrag widersprechenden Maßnahmen zu treffen. Nach
Art 86 Abs 3 EGV schließlich hat die Kommission auf die Anwen-
dung des Art 86 zu achten und erforderlichenfalls Richtlinien oder
Entscheidungen an die Mitgliedstaaten zu richten. Gestützt darauf
will die Kommission in Zukunft von Fall zu Fall tätig werden.

Bedenklich stimmt im Fortschrittsbericht das Ergebnis einer von der
Kommission durchgeführten Analyse des Begriffs des öffentlichen
Interesses im Kontext verschiedener Märkte. Wichtigstes Ergebnis
der Analyse sei, dass einmalige Nutzer (Verbraucher, Haushalte)
zu ihrem Schutz ein gewisses Maß an Reglementierung benötigten,
während die angeblichen Hauptnutzer freiberuflicher Dienstleistun-
gen (Unternehmen, öffentlicher Sektor) keinen oder nur sehr be-
grenzten Regelungsschutz bräuchten, da sie besser in der Lage wä-
ren, die ihren Bedürfnissen entsprechenden Anbieter auszuwäh-
len. Einzig in Bezug auf KMU’s sei die Lage weniger klar, hier will
die Kommission weitere Überlegungen anstellen. Dem Ergebnis ih-
rer Analysen entsprechend und weil der gegenwärtige Regulie-
rungsrahmen wenig Spielraum für neue, innovative und nachfra-
georientierte Dienstleistungen biete, die Unternehmen solche aber
dringend benötigten, will die Kommission bei der Überprüfung der
freiberuflichen Reglementierungen künftig auch auf die unter-
schiedlichen Interessen der Nutzergruppen abstellen. Es ist nicht
auszuschließen, dass dieser Ansatz, bei der Prüfung der freiberuf-
lichen Berufsregeln im Hinblick auf das öffentliche Interesse auf den
jeweiligen Empfänger abzustellen, in Verbindung mit den jüngsten

Europa
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Vorstößen der Kommission im Hinblick auf eine Neuregelung des
Zugangs der Rechtsanwälte zu den Höchstgerichten letztendlich
auf eine Spaltung des Berufs abzielt.

Positiv zu vermerken ist, dass nebst der Asymmetrie der Information
zwischen Klienten und Dienstleistungserbringern sowie dem exter-
nen Effekt, das heißt den eventuellen Auswirkungen einer Dienst-
leistungserbringung auf Dritte, ausdrücklich eine funktionierende
Justizverwaltung als öffentliches Gut und somit als Grund genannt
wird, der für eine gewisse Reglementierung bestimmter freiberufli-
cher Dienstleistungen spricht. Sie finden den Fortschrittsbericht zum
Wettbewerb in den Freien Berufen im Internen Bereich der ÖRAK-
Homepage.

RA Benedict Saupe
ÖRAK Büro Brüssel

Europa

Stress mit Weihnachtsgeschenken für Ihre Klienten?

Mit uns nicht!

E. Schachinger GesmbH & Co Kg
1190 Wien, Billrothstr. 43
Tel:/Fax: 01/368 46 36

Gaumenfreuden (Spirituosen, Bonbonnieren, etc.)
in gewünschter Verpackung werden
kostenlos zugestellt!

A-100749
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Terminübersicht – Seminare

November 2005

3. 11. Infopill: Gruppenbesteuerung
Seminar-Nr: 20051103/8 WIEN

8. 11. Seminarreihe Steuerrecht: 12.
Insolvenz und Steuern
Seminar-Nr: 20051108/8 WIEN

10. bis 12. 11. start up für Rechtsanwälte –

der Sprung ins kalte Wasser
Seminar-Nr: 20051110/8 WIEN

11. bis 12. 11. Europarecht in der anwaltlichen
Praxis
Seminar-Nr: 20051111/3 ST. GEORGEN i. A.

11. bis 12. 11. Die VfGH- und VwGH-Beschwerde
Seminar-Nr: 20051111/8 WIEN

11. bis 12. 11. Wettbewerbsrecht
Seminar-Nr: 20051111A/8 WIEN

18. bis 19. 11. Persönlichkeitsschutz im Medien-,
Straf- und Zivilrecht
Seminar-Nr: 20051118/5 GRAZ

18. bis 19. 11. Strafrecht
Seminar-Nr: 20051118/6 INNSBRUCK

18. bis 19. 11. Verwaltungsverfahren
Seminar-Nr: 20051118/8 WIEN

18. bis 19. 11. Ausgewählte Materien des
Exekutionsrechts
Seminar-Nr: 20051118A/8 WIEN

22. 11. Seminarreihe Steuerrecht: 13.
Vermögensveranlagung
und Steuern – Die Besteuerung der
Einkünfte aus Kapitalvermögen
Seminar-Nr: 20051122/8 WIEN

24. bis 26. 11. train the trainer: Vorträge halten,
Seminare leiten – Expertentipps
für Profis
Seminar-Nr: 20051124/4 ST. GILGEN

25. bis 26. 11. Exekutionsrecht
Seminar-Nr: 20051125/3 ST. GEORGEN i. A.

25. bis 26. 11. Rechnungslegung und Bilanzlesen
für Rechtsanwälte
Seminar-Nr: 20051125/7 FELDKIRCH

25. bis 26. 11. Gesellschaftsrecht III –
Die Aktiengesellschaft
Seminar-Nr: 20051125/8 WIEN

25. bis 26. 11. Honorarrecht
Seminar-Nr: 20051125A/8 WIEN

Dezember 2005

2. 12. Die Anfechtung
Seminar-Nr: 20051202A/8 WIEN

2. 12. Be up to date im Asylgesetz 2005!
Seminar-Nr: 20051202B/8 WIEN

2. bis 3. 12. Transportrecht, CMR, AÖSp
Seminar-Nr: 20051202/5 GRAZ

2. bis 3. 12. Wirtschaftsrecht
Seminar-Nr: 20051202/6 INNSBRUCK

2. bis 3. 12. Die Rechtsentwicklung im
Abgabenrecht – Rechtsänderungen
Seminar-Nr: 20051202/4 SALZBURG

2. bis 3. 12. Grundzüge der Bilanzanalyse
und Unternehmensbewertung
Seminar-Nr: 20051202/8 WIEN

6. 12. Seminarreihe Steuerrecht: 14.
Abgaben in der RA-Kanzlei
Seminar-Nr: 20051206/8 WIEN

13. 12. Infopill: Insolvenzrechtsnovelle –

Zwangausgleich
Seminar-Nr: 20051213/5 GRAZ

16. 12. mergers & acquisitions
Seminar-Nr: 20051216/8 WIEN

16. bis 17. 12. Standes- und Honorarrecht
Seminar-Nr: 20051216/6 INNSBRUCK

16. bis 17. 12. Die Ehescheidung und ihre Folgen
Seminar-Nr.: 20051216/3ST. GEORGEN i. A.

Die Rechtsentwicklung im Abgabenrecht –
Rechtsänderungen
update

Gegenstand des Seminars sind eine Auswahl wichtiger Entschei-
dungen und die Erörterung dieser Rechtsprechung für die Bera-
tungspraxis der Anwälte und Wirtschaftstreuhänder (Steuerbera-
ter, Wirtschaftsprüfer), insbesondere im Ertragssteuerrecht (ESt,
KöSt), im Recht der USt, BAO, Umgründungsrecht, aber auch der
Verkehrsteuern (Schenkungs-, Grunderwerbsteuer), nicht zuletzt
wichtige Entscheidungen zu Rechts- und Gerichtsgebühren; sowie
die Rechtsänderungen der jüngsten Vergangenheit einerseits sowie
bevorstehende Rechtsänderungen im Bereich des Abgabenrechts,
die 2006 wirksam werden sollen, andererseits.
Termin: Freitag, 2. Dezember 2005 bis Samstag, 3. Dezember
2005 = 4 Halbtage
Planung: Vizepräsident Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten
Referenten (in der Reihenfolge des Vortrages):
HR Dr. Nikolaus Zorn, Univ.-Doz. des VwGH Innsbruck/Wien
Dr. Christian Huber, Wirtschaftsprüfer und Steuerberater in Linz
Dr. Nikolaus Arnold, RA in Wien
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Hon.-Prof. Dr. Wolf-Dieter Arnold, RA in Wien
Gen.-Sekr. MR Univ.-Prof. Dr. Peter Quantschnigg, BM für Finan-
zen, Wien
Seminarinhalt:
Freitag, 2. Dezember 2005
10.00 –12.30 Rechtsprechung zum Ertragssteuerrecht (ESt, KöSt)
14.00 –16.30 USt, BAO, Umgründungsrecht
16.30 –19.00 Verkehrsteuern (Erbschafts- und Schenkungssteuer,

Grunderwerbsteuer, Kapitalverkehrsteuer), Rechts-
gebühren, Gerichtsgebühren

Samstag, 3. Dezember 2005
09.00 –12.30 Rechtsänderungen – 1. Teil
14.00 –16.30 Rechtsänderungen – 2. Teil
Seminarort: Salzburg
Seminar-Nr: 20051202/4

ANWALTLICHE VEREINIGUNG FÜR AUS- UND FORTBILDUNG (Ver-

anstalter) in Kooperation mit ANWALTSAKADEMIE (mit der Orga-
nisation beauftragt).

Aktuelle Rechtsprechung im Reiserecht

Das Reiserecht wurde in jüngster Vergangenheit mehrfach novel-
liert. Diese Novellen brachten auch viele Unklarheiten und Streitfra-
gen mit sich. Besonders die bereits existierenden Urteile zum Scha-
denersatzanspruch für entgangene Urlaubsfreude muss der Prakti-
ker unbedingt kennen. Auch Angst, Terror und höhere Gewalt wer-
fen immer neue Probleme auf. All diese Problemkreise werden
anhand zahlreicher Fälle aus der Praxis anschaulich erarbeitet.
Termine: Donnerstag, 17. November 2005 undMittwoch, 23. No-
vember 2005 = 1 Halbtag
Veranstalter: Anwaltliche Vereinigung für Aus- und Fortbildung
Organisation: Anwaltsakademie

Moderation: Dr. Max Urbanek, RA in St. Pölten, Vizepräsident der
Rechtsanwaltskammer Niederösterreich
Referentin: Dr. Ingrid Bläumauer, RA in Wien
Programm:
17.00 –18.30 Warm up (Grundzüge des Reiserechts)

Charakteristika des Reiseveranstaltungsvertrages
Internationales Reiserecht
Informationspflichten
Reisevermittler/Reiseveranstalter

18.30 –19.00 Stehbuffet
19.00 –20.30 Gewährleistung

Storno
Schadenersatz für entgangene Urlaubsfreuden

Seminarorte: Wien, Salzburg

Seminar-Nr: 20051117/8 (Wien)
20051123/4 (Salzburg)

Eingetragene Rechtsanwälte entrichten im ersten Jahr nach ihrer
Eintragung in die „Liste der Rechtsanwälte“ den Seminarbeitrag,
welcher für Rechtsanwaltsanwärter Gültigkeit hat. Der Veranstal-
tungstermin dieser vergünstigten Seminare muss im Zeitraum bis
zum Ablauf von einem Jahr nach Eintragung liegen. Der Anmel-
dung muss ein Nachweis des Eintragungszeitpunktes beigelegt
werden. Mit dieser Maßnahme sollen Rechtsanwälte nach ihrer
Eintragung eine finanzielle Unterstützung erhalten, sich nach ihrer
Ausbildung weiterhin fortzubilden.
Nähere Informationen erhalten Sie unter Tel (01) 710 57 22-0
oder Fax (01) 710 57 22-20 oder E-Mail office@awak.at. Zusätz-
lich haben Sie unter www.awak.at Gelegenheit, sich zu informie-
ren und sich anzumelden.
Bitte beachten Sie, dass Anmeldungen ausschließlich schriftlich
Gültigkeit haben!
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AVM – Seminare
COLLABORATIVE LAW 2

Kooperatives Anwaltsverfahren

TrainerInnen: Dr. Andrea Haniger-Limburg
Dr. Friedrich Schwarzinger
Termin: 11. und 12. November 2005, Salzburg

CLIENTING – Klientenbeziehungen neu gestalten

Trainer: DI Dr. Mario Patera
Termin: 17. und 18. November 2005, Wien

PROFESSIONALISIERUNG FÜR MEDIATORINNEN –

Systemische Haltung, Methoden in Mediationsprozessen II

Trainerin: Marlies Lenglachner
Termin: 28. und 29. November 2005, Wien

WIRTSCHAFTSMEDIATION

Wirtschaftsmediation spezial – Mod. 1

Trainer: Dr. Gerhard Falk
Termin: 2. und 3. Dezember 2005, Wien

MEDIATION UND KONSENSORIENTIERTES VERHANDELN I und II

Seminarreihe für KonzipientInnen

Innsbruck

Reservetermine – werden bei Bedarf in Innsbruck eingeschoben:

Teil I: 4. und 5. November 2005
Teil II: 9. und 10. Dezember 2005

Katsdorf, Oberösterreich

Teil I: 11. und 12. November 2005

Anthering, Salzburg
Teil II: 25. und 26. November 2005

Graz

Teil I: 18. und 19. November 2005
Teil II: Reservetermin – wird bei Bedarf in Graz eingeschoben:
2. und 3. Dezember 2005

Wien

Teil I: 11. und 12. November 2005
Teil II: 18. und 19. November 2005

Weitere Informationen und Anmeldung im
AVM-Büro oder auf unserer website!
AVM Anwaltliche Vereinigung für
Mediation und kooperatives Verhandeln
1010 Wien, Tuchlauben 12
Tel: 01/513 12 01, Fax: 01/513 12 05
E-Mail: office@avm.co.at
Website: www.avm.co.at

RECHTaktuell
Der Sachbuch-Tipp für „Legal English“

Edward W. Daigneault
Drafting International Agreements in
Legal English

Englische Vertragswerke sprachlich perfekt!
Jedes juristische Dokument, das den Schreibtisch eines Rechtsanwalts oder eines
Unternehmers verlässt, kann rechtliche Konsequenzen nach sich ziehen. Damit die
Rechtssicherheit auch in englischer Korrespondenz nicht dem Zufall überlassen sein
muss, fasst der Autor in diesem Buch alle wichtigen Bestandteile zusammen, die für eng-
lische Dokumente von Bedeutung sind. Dieses Handbuch besteht aus drei Abschnitten:
„Document Design“ gibt einen Überblick über die formalen Anforderungen, die an eine
englische Vereinbarung gestellt werden. „Documents in Plain English“ behandelt das

schwierige Kapitel der Zeichensetzung sowie der Prinzipien guten Ausdrucks. „Documents in Practice“ erläutert
Schritt für Schritt den Aufbau einer Vereinbarung und gibt Beispiele für alle möglichen Klauseln, die in
Vereinbarungen vorkommen. Ein Mustervertrag am Ende des Buches rundet den Inhalt ab. 

2005. 136 Seiten. Br. EUR 24,– ISBN 3-214-07681-7

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien

510 AnwBl 2005/11



ÖRAK

Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskam-
mertages hat bei ihrer Tagung am 7. Oktober 2005 beschlossen:

Änderung der „Richtlinien für die Ausübung des Rechtsanwaltsbe-
rufes, für die Überwachung der Pflichten des Rechtsanwaltes und

für die Ausbildung der Rechtsanwaltsanwärter“

(RL-BA 1977, kundgemacht im „Amtsblatt zurWiener Zeitung“ vom
14. Dezember 1977, 25. Oktober 1980, 30. März 1983,
13. Juli 1984, 31. Mai 1989, 24. März 1990, 30. März 1991,
14. Februar 1993, 24. Oktober 1993, 23. März 1994, 10. Fe-
bruar 1995, 29. Juni 1995, 8. Oktober 1997, 13. Oktober 1998
[berichtigt am 7. Dezember 1998], 22. April 1999, 28. Septem-
ber 1999, 12.April 2000, 10.April 2001, 27. September 2001,
2. Oktober 2002 und auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages [http://www.rechtsanwaelte.at] am
10. Mai 2004, 5. Oktober 2004, 22. April 2005), die, wenn
nicht anderes vorgesehen, mit ihrer Kundmachung in Kraft treten:

§ 8 lautet nunmehr wie folgt:

Der Kontakt mit Zeugen vor und auch während eines anhängigen
Verfahrens ist zulässig; jedoch muss jede Form der unzulässigen
Beeinflussung vermieden werden.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Präsident
Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at) am
10. Oktober 2005.

Kundmachung des
Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages
Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages hat bei ihrer Tagung am 7. Oktober 2005 folgende
Allgemeine Honorar-Kriterien (AHK) beschlossen, die mit ihrer
Kundmachung in Kraft treten:

Allgemeine Honorar-Kriterien (AHK)

I. Teil – Sachlicher Anwendungsbereich

§ 1

Der Honoraranspruch des Rechtsanwalts ergibt sich aus der zwi-
schen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. In
Ermangelung einer Vereinbarung wird vorbehaltlich gesetzlicher

Honorarregeln gemäß §§ 1004, 1152 ABGB eine angemessene
Entlohnung geschuldet.

§ 2

Nach gefestigter Standesauffassung dienen im Interesse der
Rechtspflege, insbesondere zum Schutz der Auftraggeber, die
nachstehenden Kriterien zur Beurteilung der Angemessenheit des
Honorars.

§ 3

Für eine Vereinbarung gemäß § 1 wird Schriftform empfohlen.

§ 4

Die Honoraransätze setzen Leistungen eines Rechtsanwalts voraus.
Bei der Beurteilung der Angemessenheit des Honorars ist zu be-
rücksichtigen, ob diese Leistungen nach Art oder Umfang den
Durchschnitt erheblich übersteigen oder unterschreiten.

II. Teil – Zivil- und Verwaltungssachen

§ 5

Als Bemessungsgrundlagen für Honoraransätze (§ 4) können, so-
weit sich nicht auf Grund des Interesses des Auftraggebers oder
aus der Sache selbst ein anderer Wert ergibt, nachstehende Be-
träge als angemessen betrachtet werden:

Amtliche Mitteilungen
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Euro

1. Abgabensachen (Steuern, Gebühren und
Beiträge)
bei Streitigkeiten der strittige Betrag, bei
Abgabenerklärungen der sich auf ihrer
Grundlage ergebende Abgabenbetrag,
sonst 2.180

2. Adoptionssachen
der Wert des Vermögens des an Kindes
Statt Annehmenden,
sonst 5.800

3. Agrarsachen
bei wiederkehrenden Leistungen der drei-
fache Jahresbetrag
oder der Verkehrswert des betreffenden
Rechtes,
sonst 10.900

4. Bausachen
a) geringfügige
b) mittlere
c) Großprojekte

5.800
21.800

181.000

5. Bergrechtssachen 36.000

6. Bestandsachen
der dreifache Jahresbestandzins,
sonst
a) bei Geschäftsräumlichkeiten
b) bei Wohnungen bis zu drei Wohnräu-
men
c) sonstige Wohnungen
d) in Verfahren gemäß § 18 des Miet-

rechtsgesetzes der dreifache Jahresbe-
trag der Mietzinserhöhung.

10.900

5.800
8.720

7. Dienstbarkeits- und Reallastsachen
bei wiederkehrenden Leistungen der drei-
fache Jahresbetrag oder der
Verkehrswert des betreffenden Rechtes,
sonst 5.800

8. Dienstrechtssachen (ausgenommen Diszip-
linarsachen)
drei Jahresbezüge

9. Elektrizitätssachen 10.900

Euro

10. Enteignungssachen
der geltend gemachte Entschädigungsbe-
trag,
sonst 2.180

11. Fischereisachen
der dreifache Jahrespachtzins,
sonst 10.900

12. Forstrechtssachen, soweit es sich nicht um
Umweltschutzsachen handelt,
a) für Besitz bäuerlichen Umfanges
b) für Großwaldbesitz

10.900
109.000

13. Gewerbesachen, soweit es sich nicht um
Umweltschutzsachen im Betriebsanlagen-
recht handelt,
a) für Kleinbetriebe
b) für mittlere Betriebe
c) für größere Betriebe
d) für Großbetriebe

10.900
36.000
72.000

181.000

14. Gewerblicher Rechtsschutz
Angelegenheiten des gewerblichen Rechts-
schutzes und Immaterialgüterrechtes 36.000

15. Grenzberichtigungs- und -erneuerungssa-
chen
der Wert der strittigen Fläche,
sonst 4.360

16. Insolvenzsachen (Vertretung des Schuld-
ners)
I. Ausgleichsverfahren
das Erfüllungserfordernis einschließlich
der bevorrechteten Forderungen

II. Konkursverfahren
a) bei Abschluss eines Zwangsausgleiches

das Erfüllungserfordernis einschließlich
der Masseforderungen,

b) bei Beendigung des Konkurses auf an-
dere Art das zu verteilende Vermögen,
sonst

III. Leistungen in Insolvenzsachen, die sich
auf Aus- oder Absonderungsrechte be-
ziehen, sind gesondert zu bewerten.

10.900

Amtliche Mitteilungen
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Euro

17. Jagdrechtssachen
der dreifache Jahrespachtzins,
sonst 21.800

18. Kartellsachen
a) Bagatellkartell oder Vertriebsbindungen
b) sonstige

36.000
145.000

19. Kraftfahrsachen
a) in Angelegenheiten wegen Entziehung

des Führerscheines
b) sonst

8.720
4.360

20. Letztwillige Verfügungen
der Wert des Vermögens über das verfügt
wird,
sonst 4.360

21. Liegenschaftsverkehr
die Kaufsumme, der Verkehrswert oder die
nach den für Notare geltenden Bestim-
mungen zulässige Bemessungsgrundlage.

22. Mediensachen
a) Verfahren vor den für Mediensachen zu-

ständigen Gerichtshöfen und Kommissi-
onen sowie Entgegnungen: Honoraran-
sprüche gemäß § 9 Abs 1 Z 2 und § 10;

b) Verfahren vor Verwaltungsbehörden:
Honoraransprüche gemäß § 9 Abs 1
Z 1 und § 10.

23. Personenstandssachen 8.720

24. Pflegschaftssachen,
mit Ausnahme von Unterhaltssachen, 4.360

25. Sachwaltersachen
der Wert des betroffenen Vermögens,
sonst 5.800

26. Staatsbürgerschaftssachen 8.720

27. Todeserklärungssachen
der Wert des Vermögens des für tot zu Er-
klärenden,
sonst 5.800

Euro

28. Umweltschutzsachen
im Betriebsanlagenrecht, Dampfkessel-
emissions- und Luftreinhalterecht, Forst- und
Wasserrecht sowie Entsorgungsrecht im
Zusammenhang mit Großanlagen,
sonst

36.000
10.900

29. Urheber- und Verlagsrechtssachen 36.000

30. Vereinssachen
der Wert des Vermögens,
sonst 8.720

31. Verlassenschaftssachen
a) bei schriftlicher Abhandlungspflege Be-

messungsgrundlage gemäß § 3 Ge-
richtskommissionstarifgesetz,

b) bei sonstiger Vertretung der Wert des
Anspruches.

32. Wasserrechtssachen soweit es sich nicht
um Umweltschutzsachen handelt 10.900

33. Wohnungseigentumssachen (ausgenom-
men Liegenschaftsverkehr nach Z 21)
a) bei wiederkehrenden Leistungen der

dreifache Jahresbetrag
b) sonst 5.800

34. Sonstige Zivil- und Verwaltungssachen
a) sehr einfacher Natur und von geringer

Bedeutung
b) im allgemeinen
c) bei weittragender Bedeutung

2.180
8.720

21.800

35. Verfahren vor den unabhängigen Verwal-
tungssenaten wegen der Ausübung unmit-
telbarer verwaltungsbehördlicher Befehls-
und Zwangsgewalt, einschließlich Be-
schwerden nach dem Fremdenpolizeige-
setz

21.800

§ 6

Die Berechnung des Honorars kann unter sinngemäßer Anwen-
dung des RATG in seiner jeweiligen Fassung erfolgen, insbeson-
dere durch Anwendung der Bestimmungen über den Einheitssatz
und der TP 1 bis 3 und 5 bis 9 RATG.

Amtliche Mitteilungen

513AnwBl 2005/11



§ 7

(1) In den Fällen, in denen ein Rechtsanwalt mehrere Personen ver-
tritt oder ihm mehrere Personen gegenüberstehen, kann als Streit-
genossenzuschlag
a) wenn nur auf einer Seite zwei vom Rechtsanwalt vertretene oder

ihm gegenüberstehende Personen vorhanden sind . . . . 10%
b) für jede weitere von ihm vertretene und für jede weitere ihm ge-

genüberstehende Person je . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5%
des Honorars als angemessen betrachtet werden.

(2) Bei Abrechnung des Honorars nach Einzelleistungen kann
TP 7/2 RATG auch für ein Aktenstudium in der eigenen Kanzlei an-
gewendet werden, das nach Art und Umfang das zur Vorbereitung
anwaltlicher Leistungen üblicherweise notwendige Aktenstudium
erheblich (im Sinne des § 4) übersteigt.

§ 8

(1) Für die Vertretung vor übernationalen Tribunalen und Entschei-
dungsträgern, dem Verfassungsgerichtshof oder Verwaltungsge-
richtshof kann für Beschwerden, Gegenschriften und die Verrich-
tung von mündlichen Verhandlungen der doppelte Betrag der
TP 3C RATG als angemessen betrachtet werden.

(2) Für Rechtsgutachten kann der Honoraransatz gemäß TP 3
RATG bis zum doppelten Betrag der TP 3C RATG als angemessen
betrachtet werden.

(3) Für Verhandlungen kontradiktorischen Charakters kann der Ho-
noraransatz gemäß TP 3A RATG als angemessen betrachtet wer-
den. Für das Aufforderungsschreiben, welches inhaltlich einem
Schriftsatz nach TP 3A RATG entspricht, insbesondere das Auffor-
derungsschreiben in Amtshaftungs- und Versicherungsschadensa-
chen, können die Honoraransätze nach dieser Tarifpost als ange-
messen betrachtet werden.

(4) In Enteignungssachen kann für die Zeit, in der über die Ent-
eignungssache der eigenen Partei verhandelt wird, je angefan-
gene Stunde, das Honorar gemäß TP 3 RATG, für die übrige,
notwendige Zeit der Anwesenheit bei der Enteignungsverhand-
lung das Honorar gemäß TP 2 RATG als angemessen betrachtet
werden.

(5) Für die Verfassung von Urkunden, Verträgen und sonstigen
Erklärungen jeder Art einschließlich letztwilliger Verfügungen
können die Ansätze des Notariatstarifes unter Zugrundelegung
der Bemessungsgrundlagen der AHK als angemessen betrach-
tet werden. Für die Begutachtung fremder Verträge kann ein An-
satz nach TP 3A bis TP 3C RATG als angemessen betrachtet wer-
den.

(6) Wird ein Rechtsanwalt als Schiedsrichter tätig, so können auf
seine Leistungen die Bestimmungen des RATG sinngemäß ange-
wendet werden, sofern nicht eine andere Vereinbarung getroffen
wird.

III. Teil – Straf- und Disziplinarsachen

§ 9

(1) In offiziosen Strafsachen vor den Gerichten sind als Honoraran-
sätze angemessen:

Euro

1. In bezirksgerichtlichen Verfahren

a) Hauptverhandlungen 1. Instanz
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

128
64

b) für die Ausführung der vollen Berufung
und die Gegenausführung hiezu 256

c) für die Ausführung der Berufung nur we-
gen Strafe und die Gegenausführungen
hiezu 192

d) Berufungsverhandlungen gemäß lit b
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

256
128

e) Berufungsverhandlungen gemäß lit c
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

192
96

2. In einzelrichterlichen Verfahren des Ge-
richtshofes mit Ausnahme der im § 41
Abs 1 Z 2 StPO angeführten Verfahren

a) Hauptverhandlungen 1. Instanz
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

224
112

b) für die Ausführung der vollen Berufung
und die Gegenausführung hiezu 448

c) für die Ausführung der Berufung nur we-
gen Strafe und die Gegenausführungen
hiezu 336

d) Berufungsverhandlungen gemäß lit b
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

448
224

e) Berufungsverhandlungen gemäß lit c
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

336
168

Amtliche Mitteilungen
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Euro

3. In schöffengerichtlichen Verfahren und in
einzelrichterlichen Verfahren gemäß § 41
Abs 1 Z 2 StPO

a) Hauptverhandlungen 1. Instanz
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

320
160

b) für die Ausführung der Berufung und die
Gegenausführungen hiezu 480

c) Berufungsverhandlungen
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

480
240

d) für die Ausführung der Nichtigkeitsbe-
schwerde und die Gegenausführungen
hiezu 640

e) Gerichtstage über Nichtigkeitsbe-
schwerden
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

640
320

4. In geschworenengerichtlichen Verfahren

a) Hauptverhandlungen 1. Instanz
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

384
192

b) für die Ausführung der Berufung und die
Gegenausführungen hiezu 576

c) Berufungsverhandlungen
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

576
288

d) für die Ausführung der Nichtigkeitsbe-
schwerde und die Gegenausführungen
hiezu 768

e) Gerichtstage über Nichtigkeitsbe-
schwerden
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

768
384

Euro

5. Haftverfahren

a) Verhandlungen 1. Instanz
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

224
112

b) für Grundrechtsbeschwerden
für sonstige Beschwerden

448
320

c) Verhandlungen 2. Instanz
für die erste halbe Stunde
für jede weitere halbe Stunde

320
160

(2) Wird in den Fällen des Abs 1 Z 3 oder Z 4 zugleich mit der
Nichtigkeitsbeschwerde auch Berufung erhoben, ist ein Zuschlag
in Höhe von 20% zu den Honoraransätzen gemäß Abs 1 Z 3 lit d
und lit e bzw Abs 1 Z 4 lit d und lit e angemessen.

§ 10
(1) Für Leistungen des Rechtsanwalts in offiziosen Strafsachen vor
den Gerichten, die nicht in § 9 erwähnt sind, sind die Honoraran-
sätze der TP 1 bis 3 und TP 5 bis 9 RATG unter Zugrundelegung
folgender Bemessungsgrundlagen angemessen:

Euro
in Fällen gemäß § 9 Abs 1 Z 1 4.360
in Fällen gemäß § 9 Abs 1 Z 2 10.900
in Fällen gemäß § 9 Abs 1 Z 3 17.440
in Fällen gemäß § 9 Abs 1 Z 4 21.800
in Fällen gemäß § 9 Abs 1 Z 5
entsprechend Z 1 bis 4,
mangels Bestimmbarkeit 10.900

(2) Im Sinne des Abs 1 sind für die Honorarberechnung angemes-
sen:
TP 2 RATG für die Kostenbestimmungsanträge, Schriftsätze, mit de-
nen nur Vollmachten vorgelegt, Rechtsmittelverzichte bekannt ge-
geben sowie Rechtsmittel angemeldet werden; ganz kurze Anträge
oder sonstige Mitteilungen an das Gericht;
TP 3A RATG für Anträge, soweit sie nicht dem Umfange oder In-
halte nach als ganz kurz anzusehen sind, Enthaftungsanträge, An-
träge an den Untersuchungsrichter auf Erlassung von Verfügungen
und Entscheidungen und dergleichen mehr;
TP 3B RATG für Rechtsmittel in Strafverfahren, die nicht schon in
§ 9 angeführt sind, insbesondere Einsprüche gegen die Anklage-
schrift, Beschwerden gemäß § 114 StPO, Ratskammerbeschwer-
den.
(3) Der Streitgenossenzuschlag für jede weitere verteidigte Partei
ist mit 30% des Honoraransatzes angemessen.

Amtliche Mitteilungen
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(4) Für das Zuwarten nach einer halben Stunde, für die Beratungs-
zeit und für das Erscheinen zu einer nicht stattfindenden Verhand-
lung kann der Honoraransatz gemäß TP 7/2 RATG verrechnet wer-
den.

(5) Ist ein Rechtsanwalt in demselben Verfahren gleichzeitig als Ver-
teidiger und als Privatbeteiligten-Vertreter tätig, so gebührt ihm für
jede dieser Leistungen die volle Entlohnung seiner Leistungen. Er-
bringt er diese Leistungen für dieselbe Person, so ermäßigt sich
die Entlohnung als Verteidiger um die Hälfte der als Privatbeteilig-
ten-Vertreter gebührenden Entlohnung.

(6) Ist der Rechtsanwalt im Rahmen einer Diversion tätig, so ist für
jede seiner Leistungen die Entlohnung gemäß Abs 1 angemessen.

§ 11

Die Bestimmungen über den Einheitssatz gemäß § 23 RATG kön-
nen sinngemäß angewendet werden; in diesem Falle gelten auch
die Leistungen gemäß § 9 als Bemessungsgrundlage des Einheits-
satzes.

§ 12

In offiziosen Strafsachen vor den Gerichten kann ein Erfolgszu-
schlag bis zu 50% des Honorarbetrages verrechnet werden; dies
insbesondere, wenn das Verfahren eingestellt wird oder das Urteil
auf Freispruch lautet oder ein wegen eines Verbrechens Angeklag-
ter wegen eines Vergehens oder eines mit einem niedrigeren Straf-
satz bedrohten Verbrechens verurteilt wird.

§ 13

(1) Die Kriterien der §§ 8 Abs 1 sowie 9 bis 12 sind sinngemäß
anzuwenden auf Leistungen des Rechtsanwalts in

a) Verwaltungsstrafsachen, die mit Geldstrafe bis zu 2.180 Euro
bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 1;

b) Verwaltungsstrafsachen, die mit Geldstrafe zwischen 2.180
Euro bis 4.360 Euro bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 2;

c) Verwaltungsstrafsachen, die mit Geldstrafe über 4.360 Euro
oder mit Haft bedroht sind, gemäß § 9 Abs 1 Z 3;

d) Finanzstrafverfahren vor dem Spruchsenat gemäß § 9 Abs 1
Z 3;

e) sonstigen finanzbehördlichen Strafverfahren gemäß § 9 Abs 1
Z 2;

f) Disziplinarverfahren, je nach Schwere des Vorwurfes § 9 Abs 1
Z 1 bis Z 3.

(2) In Verwaltungsstrafsachen, die nur mit Geldstrafe bis zu
730 Euro bedroht sind, ist es angemessen, die Leistungen des
Rechtsanwalts unter Zugrundelegung einer Bemessungsgrundlage
von 1.450 Euro nach den Bestimmungen des RATG zu entlohnen.

Sind mehrere Verwaltungsstrafsachen Gegenstand eines gemein-
samen Verfahrens, so ist für die Honorarberechnung die höchste
der einzeln angedrohten Strafen maßgebend.

(3) Ist der Verfall von Gegenständen angedroht, erhöht sich die Be-
messungsgrundlage jeweils um den Wert derselben.

(4) Für Berufungsverfahren in Verwaltungsstrafsachen vor den un-
abhängigen Verwaltungssenaten in den Ländern sind bei Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage die für das erstinstanzliche Verfah-
ren geltenden Kriterien angemessen.

IV. Teil – Sonstige Bestimmungen

§ 14

(1) Für die Empfangnahme, Verbuchung, Verwahrung oder Ausfol-
gung von Geld oder Wertpapieren, Spar- oder Einlagebüchern –

ausgenommen die Gebarung mit Wechseln, Schuldurkunden, Zeu-
gen-, Sachverständigen- sowie Zustellungsgebühren und derglei-
chen mehr – können die Ansätze des Notariatstarifes herangezo-
gen werden.

(2) Erfolgt die Empfangnahme oder Ausfolgung gemäß Abs 1 nicht
in der Kanzlei des Rechtsanwalts, kann überdies für die Bemühung
zum Empfangs- oder Ausfolgungsort das Honorar gemäß TP 7
RATG angemessen sein.

§ 15

Wird der Rechtsanwalt außerhalb des Ortes, in dem sich sein
Kanzleisitz oder seine Niederlassung befindet, tätig, kann die Kilo-
metergeldentschädigung nach den Sätzen der Reisegebührenvor-
schrift des Bundes in der höchsten Dienstklasse für die Benützung
eines eigenen Kraftfahrzeuges (im Falle der Notwendigkeit auch
eines Mietkraftwagens) und der Ersatz des tatsächlichen Verpfle-
gungs- und Nächtigungsaufwandes als angemessen betrachtet
werden.

§ 16

Zu den Honoraransätzen für Leistungen eines Rechtsanwalts, die
aus gerechtfertigten Gründen zwischen 20 Uhr und 8 Uhr oder
an Sonn- und Feiertagen oder an Samstagen erbracht werden,
kann ein Zuschlag in Höhe von 100% als angemessen betrachtet
werden.

§ 17

Die Bestimmung des § 16 RATG über die gesonderte Vergütung al-
ler Auslagen einschließlich der Umsatzsteuer gilt auch für jene Leis-
tungen, deren Entlohnung nicht durch das RATG bestimmt werden.

§ 18

Bei der Beurteilung der Angemessenheit der Entlohnung für Leistun-
gen eines Rechtsanwalts, die von den vorstehenden besonderen
Kriterien (Teil II und III) nicht erfasst sind, kann auf Kriterien für ver-
gleichbare Leistungen Bedacht genommen werden.

Amtliche Mitteilungen

516 AnwBl 2005/11



§ 19

Die AHK sind im Internet auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at) dau-
erhaft bereitzustellen.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at) am
10. Oktober 2005.

Kundmachung des
Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages

Die Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwalts-
kammertages hat bei ihrer Tagung am 7. Oktober 2005 beschlos-
sen:

Die Autonomen Honorar-Richtlinien (AHR-1976), zuletzt geändert
durch Beschluss der Vertreterversammlung vom 21. 9. 2001, wer-

den ersatzlos aufgehoben.

Dieser Beschluss tritt mit seiner Kundmachung in Kraft.

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG
Dr. Gerhard Benn-Ibler

Präsident

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen
Rechtsanwaltskammertages (http://www.rechtsanwaelte.at) am
10. Oktober 2005.

Amtliche Mitteilungen

RECHTaktuell
Der Sachbuch-Tipp für die nächste Reise

Weilinger
Wenn’s Recht reist
Das Reisebuch von und für Juristen

„Juristische“ Reisefreuden

Vom idealen Urlaubstag, dem wunderbarsten Urlaubserlebnis bis zum
„Geheimtipp“ geben namhafte Juristen Einblick in ihre Reisegewohnheiten 
und Lieblingsdestinationen.
Dabei führen ihre Reisen von A wie Ägypten bis W wie Weststeiermark zu 
bekannten und weniger bekannten Urlaubszielen, und werden oft mit einem 
ironischen Augenzwinkern erzählt.
Eine „juristische“ Inspiration für die nächste Reise!   

2005. 158 Seiten. Geb. EUR 19,90 
ISBN 3-214-00285-6

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Wiener Europa-Abend des
ÖRAK

In der Folge seines im Vorjahr mit Vertretern aus den Europäischen
Institutionen und der Ständigen Vertretung Österreichs bei der EU
veranstalteten Europa-Abends in Brüssel (vgl AnwBl 2005, 20),
hat der ÖRAK am 27. September 2005 hochrangige, mit der Eu-
ropäischen Union befasste Vertreter aus Parlament, Justiz und Mi-
nisterien zu einem Europa-Abend im Palais Pallavicini in Wien ge-
laden. In diesem Rahmen wurde auch das Ehrenzeichen der öster-
reichischen Rechtsanwaltschaft an Hon.-Prof. DDr. Robert Dittrich
verliehen und der 70. Geburtstag von Ehrenpräsident Dr. Klaus
Hoffmann gefeiert.

Hon.-Prof. Dr. Hempel

Hon.-Prof. Dr. Karl Hempel, der frühere langjährige Vertreter der
österreichischen Rechtsanwaltschaft beim Rat der Europäischen
Anwaltschaften (CCBE), referierte in Anwesenheit insbesondere
von Univ.-Prof. Dr. Clemens Jabloner, Präsident des Verwaltungs-
gerichtshofs, Dr. Johann Rzeszut, Präsident des Obersten Gerichts-
hofs und der Obersten Berufungs- und Disziplinarkommission für
Rechtsanwälte und Rechtsanwaltsanwärter, Generalprokurator
Dr. Walter Presslauer und Dr. Werner Fasslabend, Abgeordneter
zum Nationalrat, über „Die Weiterentwicklung der EU – Die
Freien Berufe als Mitgestalter und Normadressaten“. Er verwies
darauf, dass der Europäische Gerichtshof in seiner Rechtspre-
chung die Notwendigkeit von Berufsregeln erkannt hat, welche
die Grundwerte des Rechtsanwaltsberufes wie Unabhängigkeit,
Vertrauenswürdigkeit, Verschwiegenheit und Freiheit von Interes-
senskollisionen schützen und hob insbesondere auch die positiven
Auswirkungen der EU-Rechtsentwicklung für den Rechtsanwalts-
beruf hervor, der als einer der ersten Berufsstände liberalisiert
wurde.

Präsident Dr. Benn-Ibler überreicht DDr. Dittrich das Ehrenzeichen

Im Rahmen des Wiener Europa-Abends wurde das Ehrenzeichen
der österreichischen Rechtsanwaltschaft an Hon.-Prof. DDr. Robert
Dittrich, Sektionschef i.R. aufgrund seiner Verdienste um die An-
waltschaft verliehen. Im Laufe seiner Tätigkeiten im Bundesministe-
rium für Justiz war er an wesentlichen Änderungen der Rechtsan-
waltsordnung und an der EDV-Umstellung des Grundbuchs führend
beteiligt. Dittrich ist Autor zahlreicher Publikationen, insbesondere
zum Urheberrecht. Ebenfalls besonders hervorzuheben ist der
Kommentar zum ABGB, den er gemeinsam mit Prof. Dr. Helmuth
Tades herausgibt.

Laudator Dr. Hochegger gratuliert Ehrenpräsident Dr. Hoffmann

Schließlich wurde bei diesem Anlass der 70. Geburtstag des Eh-
renpräsidenten Dr. Klaus Hoffmann, Präsident des Österrei-
chischen Rechtsanwaltskammertages von 1993 bis 2002, gefei-
ert. Rechtsanwalt Dr. Herbert Hochegger verwies in seiner Lauda-
tio auf die weitreichenden berufsrechtlichen Reformen unter der
Präsidentschaft von Hoffmann.

RA Benedict Saupe
ÖRAK Büro Brüssel

Berichte
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Effizienter lesen lernen
Am Freitag, den 15. 7. 2005 lud der Österreichische Rechtsan-
waltsverein zu einem Juristenspezialseminar mit dem Thema „Effi-
zienter lesen“ in das Hotel Stefanie inWien 2, Taborstraße 12, ein.
Vortragender war Herr Göran Askeljung, langjähriger Trainer und
Leiter des Improved Reading Centre sowie Geschäftsführer von im-
mediate effects Austria. Ihm zur Seite stand Dr. Thomas Bauer, pro-
movierter Erziehungswissenschafter, langjähriger Trainer bzw Aus-
bilder in der Erwachsenenbildung und freier Mitarbeiter der Aka-
demie für Internationale Politik.

Ziel dieses Schnupperseminars war es, Einblick in eine leicht erlern-
bare Methode zu geben, die es nach den bisherigen Erfahrungen
ermöglicht, die individuelle Lesegeschwindigkeit zu steigern und
zugleich die Merkfähigkeit zu erhöhen. Schneller und produktiver
lesen bedeutet gerade in unserer heutigen Zeit, die durch Informa-
tionsüberflutung und Effizienzdruck geprägt ist, Zeit zu sparen und
damit Stress abzubauen und stellt daher auch für den Anwalt, der
in seiner täglichen Arbeit mit einer Fülle von Informationen effizient
und schnell umgehen muss, einen nicht unwesentlicher Vorteil dar.
Wie Herr Askeljung den Zuhörern erklärte, geht es bei dieser Me-
thode imWesentlichen darum, unsere aus der Grundschulzeit stam-
menden Lesegewohnheiten des „Wort für Wort lesen“ durch ein
„Sinngruppen lesen“ zu ersetzen und gleichzeitig hinderliche,
nämlich die Schnelligkeit hemmende Lesegewohnheiten wie etwa
das Subvokalisieren (= Hören der eigenen Stimme beim Lesen)
oder die Regression (= das bewusste oder unbewusste Zurücksprin-
gen im Text aufgrund abschweifender Gedanken) zu vermeiden.
Mit der so gesteigerten Geschwindigkeit steigen die Konzentration
und damit das Erinnerungsvermögen. Gleichzeitig soll die Fokus-
sierung auf Schlüsselworte es ermöglichen, schneller Wesentliches
von Unwesentlichem zu trennen, was wiederum hilft, mit den rich-
tigen Informationen sicherer zu entscheiden. Immerhin kann das
Gehirn, so Herr Askeljung, etwa 800 bis 1000 Worte in der Mi-
nute verarbeiten, die durchschnittliche Lesegeschwindigkeit des
Menschen beträgt jedoch nur 200Wörter pro Minute. Das Gehirn

ist somit nicht ausgelastet, die Gedanken schweifen ab und Inhalte
bleiben nicht im Gedächtnis.

Nun, wie kommt man zu der begehrenswerten Fähigkeit? Wie die
beiden Referenten die Zuhörer zu überzeugen versuchten, reicht
ein nur zweitägiges Seminar aus, danach sind die Teilnehmer in
der Lage, Texte in doppelter Geschwindigkeit zu lesen und mehr
vom Inhalt zu behalten. Eine Studie der Freien Universität Berlin be-
legt sogar, dass die Kursteilnehmer, selbst wenn sie die erlernte Me-
thode nicht weiter trainierten, auch weit nach Kursende 1,5- bis 2-
fach effizienter lesen als normale Leser. Erreichbar ist mitunter so-
gar eine Verdreifachung der Lesegeschwindigkeit. Kein Wunder,
dass angesichts derartiger Versprechungen Staunen und Zweifel
unter der Zuhörerschaft aufkamen, worüber in der Pause neben ei-
ner Stärkung am köstlichen Buffet rege diskutiert wurde.

Im zweiten Teil des Seminars ging es daher in medias res, nämlich
in die Beweisführung, wozu die Zuhörer aufgerufen wurden, aktiv
an einer Art Ersteinschulung mitzuwirken. Jeder Teilnehmer hatte
dafür anhand eines Textes und mit Hilfe einer Stoppuhr zuerst seine
normale Lesegeschwindigkeit einzustufen sowie anhand von Test-
fragen sein Erinnerungsvermögen festzustellen. Nach einigen Au-
genübungen zur Konzentrationsstärkung und Übungen zur Vermei-
dung ineffizienter Lesegewohnheiten mit Hilfe eines speziellen Le-
segerätes wurde schließlich unter Anwendung der neu erlernten
Strategie die nunmehrige Lesegeschwindigkeit jedes Teilnehmers
gestoppt. Das Ergebnis war für die Mitwirkenden beeindruckend,
denn die Lesegeschwindigkeit hatte sich bereits nach diesen kur-
zen Übungen bei allen verdoppelt oder zumindest merklich erhöht,
ebenso das Erinnerungsvermögen und sichtlich hatten auch alle
Spaß daran gehabt.

Es kann daher allen, die ein „schnelleres und effizienteres Lesen“
lernen möchten, dieses Seminar nur empfohlen werden. Angebo-
ten werden diese jeweils zwei Tage dauernden Trainings vom Im-
proved Reading Centre als auch von der ARS, Akademie für Recht
& Steuern.

Dr. Irene Anderschitz, LL.M.

Berichte
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Nachruf Dr. Franz Schumacher

Dr. Franz Schumacher ist tot.

Ehre und Ansehen des Stan-
des zu wahren, machte er
zu seiner Lebensphilosophie:
Rechtschaffenheit, menschli-
che und berufliche Korrekt-
heit wie Vertrauenswürdig-
keit waren für ihn unverzicht-
bar und untrennbar miteinan-
der verbunden.

Neben seinen vielen Tätigkei-
ten, sei es bei Stiftungen, als

Berater des verstorbenen Landeshauptmannes Wallnöfer, in der
Grundverkehrskommission oder beim Stift Wilten, nahm er sich
die Zeit, für den Stand tätig zu sein. Schumacher war von 1970
bis 1988 Vizepräsident der Tiroler Rechtsanwaltskammer, in den
Jahren 1964 bis 1988 Mitglied des Ausschusses und von 1961
bis 1964 Mitglied des Disziplinarrates. 1989 erhielt Schumacher
das Goldene Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Öster-
reich.

Dr. Franz Schumacher war auch nach seiner Tätigkeit als Rechtsan-
walt aufgrund seiner vielseitigen Aktivitäten präsent.

Aus dem juristischen Leben

RECHTaktuell
Das Neueste zum Arbeits- und Sozialrecht

Fuchs (Hrsg)
Europäisches Sozialrecht
4. Auflage

• Der Kommentar zum Europäischen Sozialrecht stellt die zentralen
Rechtsquellen des Gebiets umfassend dar und hat seit seinem ersten
Erscheinen bei Wissenschaftern und Rechtsanwendern ein ungeteilt 
positives Echo gefunden. 

• Die Kommentierung befindet sich auf dem Stand 1. 1. 2005.
• Eine mitgelieferte CD-ROM enthält alle relevanten Normen des

Europäischen Sozialrechts.

4. Auflage 2005 + CD-ROM. XXXVI, 776 Seiten. 
Geb. EUR 129,– ISBN 3-214-08399-6

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Juristen-Ball
Fasching-Samstag, 25. Feber 2006,
in der Wiener Hofburg (www.juristenball.at)

Junge Damen und Herren, die Freude daran haben, den Juristen-
Ball am Fasching-Samstag, dem 25. Feber 2006, in der Wiener
Hofburg, zu eröffnen, laden wir ein, sich – möglichst paarweise
– ehestens im Ballbüro, Wien 8, Landesgerichtsstraße 11, Zim-
mer 063 persönlich, per Post: 1016 Wien, Justizpalast, Post-
fach 35, e-mail: office@juristenball.at, Tel. 01/40127 DW 1535
oder Fax: DW 1482 (Frau Mag. Schöner) anzumelden.
Das Büro ist Montag bis Freitag in der Zeit von 9 bis 13 Uhr jeden-
falls besetzt.

Veranstaltungen

Wir möchten den JURISTEN-BALL
am Fasching-Samstag, 25. 2. 2006, in der Wiener Hofburg eröffnen

(bitte gut lesbar schreiben)
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OGH 28. 6. 2005,
10 Ob 60/05 d (28 Cg 34/03 s
des LG Klagenfurt)

Bei einer Herausgabeklage nach § 12 (1) RAO
müssen gemäß § 226 ZPO die herauszugeben-
den Urkunden einzeln im Urteilsbegehren
angeführt sein

Der Klägerin wurde vom Landesgericht Klagenfurt die Verfahrens-
hilfe zur Einbringung einer Klage gegen ihren früheren Rechtsan-
walt auf Herausgabe von 40 Aktenbänden bewilligt, ua weil die
Klägerin behauptete, dass in Rechtsstreitigkeiten mit Dritten von ih-
rem vormaligen Rechtsanwalt an Dritte ausgefolgte Urkunden zu ih-
ren Ungunsten vorgelegt würden, von denen sie keine Kenntnis hat-
te. Der für die Klägerin bestellte Verfahrenshelfer stellte unter Hin-
weis darauf, dass es sich einerseits um 40 Aktenbände handle
und andererseits nur der Beklagte und nicht die Klägerin wissen
könne, welche Aktenstücke der Beklagte für die Klägerin verwahre,
das Klagebegehren unter Bedachtnahme auf § 12 (1) RAO auf He-
rausgabe von Ablichtungen aller in Verwahrung des Beklagten be-
findlichen schriftlichen Unterlagen aus der Rechtsvertretung und
Rechtsberatung des Beklagten für die Klägerin.

Dieses Klagebegehren wurde mangels Bestimmtheit mit Urteil des
LG Klagenfurt und Berufungsurteil des OLG Graz abgewiesen
und die dagegen erhobene außerordentliche Revision vom OGH
zurückgewiesen, wobei in den Entscheidungen aller drei Instanzen
darauf hingewiesen wurde, dass auch eine Herausgabeklage
nach § 12 (1) RAO die herauszugebenden Urkunden konkret an-
führen müsse.

Honoraranspruch des
Verfahrenshelfers

Stellungnahme der RAK Wien vom 31. 8. 2005

Die Rechtsanwaltskammer Wien hat zu nachstehendem Sachver-
halt eine rechtliche Stellungnahme abgegeben:

Eine Wiener Anwaltskanzlei vertrat im Rahmen der Verfahrenshilfe
Frau N.N. in einem Anfechtungsprozess. Dieser Prozess wurde in
erster und zweiter Instanz verloren, sodass Frau N.N. (die Kläge-
rin) sowohl vom Erst- als auch vom Berufungsgericht zum Kostener-
satz an die beklagte Partei verurteilt wurde. Dem Verfahren ging
jedoch ein Zwischenstreit über die Berechtigung der Gewährung
von Verfahrenshilfe voraus, in dem Frau N.N. rechtskräftig obsieg-
te. Auch blieb einem vom der beklagten Partei erhobenen Kosten-
rekurs der Erfolg versagt. Aus dem Zwischenstreit und dem Rekurs-

verfahren stand Frau N.N. daher Kostenersatz zu. Sowohl im erst-
als auch im zweitinstanzlichen Urteil wurde der beklagten Partei
ein saldierter Kostenersatz zugesprochen, nämlich reduziert um
die Frau N.N. zustehenden Kostenersatzansprüche. Aufgrund
der wechselseitigen Verrechnung der Kostenersatzansprüche hat
die beklagte Partei in wirtschaftlicher Hinsicht den gebührenden
Kostenersatz auch geleistet. Nun steht zwar dem Verfahrenshelfer
ein Anspruch auf Kostenersatz soweit zu, als vom Gegner der ver-
fahrensbeholfenen Partei Kostenersatz geleistet wird. Der Gegner
hat aber bei formeller Betrachtung keinen Kostenersatz geleistet;
vielmehr stand ihm selbst Kostenersatz zu – allerdings reduziert
um die aufgrund der Zwischenstreite dem Verfahrensbeholfenen
zu ersetzenden Kosten. Im wirtschaftlichen Ergebnis blieb dem Ver-
fahrenshelfer durch die wechselseitige Saldierung der ihm gebüh-
rende Kostenersatz (§ 16 Abs 2 RAO) aus den erfolgreichen Ver-
fahrensschritten vorenthalten – sicherlich eine sehr häufig auftre-
tende Fallkonstellation, stellt doch die Saldierung von Kostenforde-
rungen den prozessrechtlich vorgesehenen Normalfall dar.

Vor diesem Hintergrund wurde die RAK Wien um Stellungnahme
ersucht, ob in derartigen Fallkonstellationen dem Verfahrenshelfer
hinsichtlich der erfolgreichen Verfahrensschritte ein Entlohnungsan-
spruch gegen Frau N.N., also die verfahrensbeholfene Partei, zu-
steht. Die RAK Wien hielt dazu in ihrer Stellungnahme vom 31. 8.
2005 nach ausführlicher Erörterung der Rechtslage fest:

„Die Saldierung schützt den Prozessgegner vor der Uneinbringlich-
keit seiner Forderung, soll aber nicht gleichzeitig den Verfahrens-
helfer um den in § 16 Abs 2 RAO vorgesehenen Entlohnungsan-
spruch bringen. Der Verfahrenshilfeanwalt trägt bereits das Risiko
der Einbringlichkeit seiner Forderung. Einen darüber hinausgehen-
den Schutzzweck von § 16 Abs 2 RAO für die verfahrensbehol-
fene Partei lässt der Gesetzgeber in den Materialien nicht erken-
nen. Sowohl die von der Rsp bejahte Saldierungsverpflichtung
bei Kostenentscheidungen (. . .) als auch Gesetzesmaterialien und

juristisches Schrifttum sprechen dafür, dass eine Saldierung von

Kosten zu einer analogen Anwendung von § 16 Abs 2 RAO be-
rechtigt. (. . .)

Der mögliche Einwand, dass der Verfahrensbeholfene damit (bei
Saldierung) etwas ‚aus eigenen Mitteln’ an den Verfahrenshelfer
zahlen müsste, während er sonst bloß den Kostenersatz dazu ver-
wenden müsste, vermag deswegen nicht zu überzeugen, weil
der Verfahrensbeholfene sich bei Saldierung ja die Zahlung einer
(Teil-)Forderung an den teilweise obsiegenden Gegner erspart,
vor deren Begleichung ihn die Verfahrenshilfe nicht schützt, so dass
in diesem Ausmaß auch der Zugriff des Verfahrenshelfers auf den
Verfahrensbeholfenen gerechtfertigt erscheint.“ (Hervorhebung im
Original)

RAA Mag. Gregor Maderbacher
Brauneis, Klauser & Prändl Rechtsanwälte OEG

Nachrichten
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Keine Angst vor der
Steuernummer

Wiewir aus unserer Praxis wissen, reicht zur näheren Identifikation
einer Person die Hinzufügung des Geburtsdatums nicht mehr aus.
Es werden daher von den Staaten verschiedene Mittel und Wege
gesucht, die zu einer besseren Identifikation führen können. In
Amerika wurde dieserWeg durch Hinzufügung der Sozialversiche-
rungsnummer gefunden, da diese einmalig ist, in Italien durch An-
gabe der Steuernummer. Diese muss in Kaufverträgen, Klagen etc
zwingend angeführt werden, hat aber für nicht in Italien Ansässige
keine weiteren Konsequenzen. Unter Angabe dieser sind die

Gerichtsgebühren zu bezahlen und wird das Urteil bei Gericht
registriert – eine zwingende Voraussetzung, dass dieses auch in
Rechtskraft erwachsen kann. Keinesfalls trägt dies eine Ver-
pflichtung mit sich, jährliche Steuererklärungen etc abgeben zu
müssen.

Die Steuernummer kann unter Vorlage einer Kopie eines Personal-
ausweises und Unterfertigung spezieller Formulare bei jedem ital
Finanzamt eingeholt werden.

Dr. Ulrike Christine Walter, RA;
niedergelassener europ. RA/Foro Gorizia;

Partner von Studio del Torre – Franco – Sgrazzutti & Partners
Studio Legale Associato

Nachrichten

RECHTaktuell
Das Neueste der Edition Juridica

Lepuschitz/Schindler
Das österreichische
Sicherheitspolizeigesetz

Die aktuelle SPG-Ausgabe idF des Fremdenrechtspakets 2005!

Die vorliegende Neuauflage enthält das Sicherheitspolizeigesetz idF SPG-Novelle 2005
und des Fremdenrechtspakets 2005 samt DurchführungsV und wichtigen Neben-
gesetzen (wie Bundeskriminalamt-G, Dienstrechtsverfahrens- Personalstellen- und
ÜbertragungsV, Richtlinien-V, Anhalteordnung, Sicherheitsgebühren-V, Polizei-
kooperationsG, Auszügen aus B-VG, StPO und DV-StAG). 

Kompakt und prägnant beleuchten die Autoren mögliche Konsequenzen dieses Gesetzeswerkes und stellen
informative Zusammenhänge mit anderen Normen wie dem Führungs- und Verfügungsgesetz oder dem
Strafprozessreformgesetz im Hinblick auf die Vollziehung her.

4. Auflage 2005. 308 Seiten. Br. EUR 45,– 
ISBN 3-214-10706-2

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien www.juridica.at
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Mietrecht
8014

§ 3 MRG

Die Umgestaltung der elektrischen Anlage ent-
sprechend dem Stand der Technik ist dann keine
in die Erhaltungspflicht des Vermieters gemäß
§ 3 MRG fallende Maßnahme, wenn sich die An-
lage zum Zeitpunkt der Anmietung des Bestand-
objektes in einem dem Stand der Technik entspre-
chenden Zustand befand.

LG ZRS Wien 26. 4. 2005, 40 R 381/04g; BG Hernals 20. 9.

2004, 6 MSch 10031/02p

Der Antragsteller hatte beantragt, der Antragsgegnerin als Ver-
mieterin die Umgestaltung der bestehenden elektrischen Anlage
im Mietobjekt entsprechend dem Stand der Technik aufzutra-
gen. Das Erstgericht hat dazu festgestellt, dass die elektrische
Anlage bei Anmietung dem Standard entsprach, welcher für
Altanlagen zu diesem Zeitpunkt vorgeschrieben war. Nach ei-
nem Brand Ende Dezember 2000 verlegte der Antragsteller
eine Behelfsleitung. Diese Umgestaltung war nach Ansicht des
Erstgerichtes eine „wesentliche“ im Sinne des Elektrotechnikge-
setzes, welche eine Anhebung des Standards der elektrischen
Anlage auf den jetzigen Stand der Technik erforderlich machen
würde.

Das Erstgericht hat dazu ausgeführt:

„Zur Erhaltung gehört aber auch die Neueinführung oder Umge-
staltung, die kraft öffentlicher Verpflichtung vorzunehmen ist, wie
etwa die Installation von geeigneten Schutzvorrichtungen für die
Energieversorgung. Im vorliegenden Fall hat der Sachverständige
dargetan, dass die vom Antragsteller durchgeführten Änderungen,
nämlich die Legung der Behelfsleitung, eine derartige Umgestal-
tung war, dass nunmehr auch geeignete Schutzvorrichtungen
zum Personen- und zum Berührungsschutz installiert werden müs-
sen (§ 6 Abs 1 iVm § 1 Abs 3 und 4 ETG 1992). Ursachen, die
eine Erhaltungsarbeit erforderlich machen, selbst ein Verschulden
des Mieters, sind für die Erhaltungspflicht des Vermieters bedeu-
tungslos.“

Das Erstgericht hat daher der Antragsgegnerin die Umgestaltung
der bestehenden elektrischen Anlage entsprechend dem Stand
der Technik aufgetragen. Über Rekurs der Antragsgegnerin hat
das Rekursgericht den erstgerichtlichen Sachbeschluss insoweit ab-
geändert, als der darauf abzielende Antrag des Antragstellers ab-
gewiesen wurde.

Aus den Entscheidungsgründen:

Unzutreffend ist die Ansicht des Erstgerichtes in diesem Zusammen-
hang, dass die Sanierung der Elektroanlage als Erhaltungsarbeit
iSd § 3 Abs 3 Z 2 lit a MRG kraft öffentlich-rechtlichen Auftrages
vorzunehmen sei. Derartige Arbeiten liegen etwa bei Vorliegen ei-
nes rechtskräftigen, die Gerichte bindenden Bescheides einer Ver-
waltungsbehörde vor und sind privilegiert vorzunehmen (vgl
MietSlg XLI/29).
Laut § 6 Abs 1 des ETG 1992, auf den sich das Erstgericht in
diesem Zusammenhang bezieht, ist der die Änderung der Anlage
Vornehmende zur Einhaltung der elektrotechnischen Sicherheits-
vorschriften verpflichtet. Nach § 6 Abs 1 ETG 1992 ist somit der
Antragsteller selbst zur Einhaltung der elektrotechnischen Sicher-
heitsvorschriften verpflichtet. Ein öffentlich-rechtlicher Auftrag ge-
genüber der Antragsgegnerin besteht ohnehin nicht.
Es handelt sich somit hinsichtlich der Elektroinstallationen um keine
Erhaltungsarbeiten iSd § 3 MRG.

Anmerkung:
Nach der erstgerichtlichen Rechtsansicht hätte es jeder Mieter einer
Altbauwohnung in der Hand gehabt, durch eigenmächtige Ver-
änderungen der elektrischen Anlage der Wohnung zu erzwingen,
dass der Vermieter die elektrischen Leitungen auf das aktuelle Sicher-
heitsniveau „aufrüsten“ müsste. Dass eine derart extensive Gesetzes-
auslegung völlig ausufernde Verpflichtungen für Vermieter von Alt-
bauwohnungen mit sich gebracht hätte, liegt auf der Hand, sodass
diese Rechtsansicht vom Rekursgericht völlig zu Recht nicht geteilt
wurde.

Markus Petrowsky (am Verfahren beteiligt)

Zivilrecht
8015

§ 5 j KSchG

Sachliche Rechtfertigung der Regelung – sie ent-
spricht dem Grundgedanken rechtsgeschäftlicher
Privatautonomie. Aufgrund Täuschung des Ver-
brauchers ist eine starke Verbindlichkeit im öffent-
lichen Interesse.

VfGH 14. 6. 2005, G20/05

Aus den Gründen:

Mit Hilfe des § 5 j KSchG wird vom Gesetzgeber verbindlich ge-
macht, was dem Empfänger vom Veranstalter der Gewinnzusage
zugesichert wird. Es soll damit dem Erklärenden das Risiko eines
Missverständnisses aufgebürdet werden, was dem Grundgedan-
ken der rechtsgeschäftlichen Privatautonomie entspricht. Der Zusa-
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gende soll zur Leistung des Preises an den Empfänger verhalten
sein.

Das dahinterstehende Motiv ist natürlich die Unterbindung täu-
schender Praktiken. Die Verhaltung zur Leistung soll dabei weder
als Strafe noch als schadenersatzrechtliche Sanktion wirken. Unter-
schiedliche Umstände erfordern eben unterschiedliche Regelun-
gen. Bei an Verbraucher gerichtete Gewinnzusagen ist es offenkun-
dig, dass eine aus den unterschiedlichen Fähigkeiten und Absich-
ten der Beteiligten resultierende notorische Missbrauchsmöglich-
keit besondere Maßnahmen rechtfertigt. Die Ausgestaltung der
Gewinnzusage liegt schließlich in der Hand des Unternehmers
und es steht ihm dadurch frei, klarzustellen, dass der Angespro-
chene nur zum Kreis jener Auserwählten gehört, denen die Mög-
lichkeit geboten wird, an einem Gewinnspiel teilzunehmen. Es
kann daher keineswegs unsachlich sein, den Unternehmer bei
sonstiger Verbindlichkeit der Zusage zu einer Klarstellung seiner Er-
klärung und somit zur Vermeidung von Missverständnissen zu ver-
pflichten.

Die Gestaltung der Gewinnzusage wird von der gegenständlichen
Gesetzesbestimmung genau geregelt. Es muss lediglich der Ein-
druck des Gewinnes beim Verbraucher hervorgerufen werden. Er-
klärungen, die von vornherein keinen Zweifel offen lassen, dass
der Gewinner erst ermittelt werden muss, fallen nicht unter diese Re-
gelung. Sie zielt auf durchschnittliches Verständnis sowie die häu-
fige Unfähigkeit, verlockend Formuliertes zu durchschauen, ab
und bietet damit einen klaren Maßstab. Dass es in Grenzfällen
Meinungsverschiedenheiten gibt, ist nichts Ungewöhnliches. Auch
bei allgemein als werbewirksam anerkannten Verhaltensweisen
kann der Gesetzgeber trotzdem nicht daran gehindert werden,
den Verbraucher vor einer mit dieser Irreführung verbundenen Ver-
lockung zu schützen. Es entspricht eben dem öffentlichen Interesse,
einen Verbraucher vor einer vermeidbaren, dem Vorteil eines an-
deren dienenden Täuschung zu bewahren.

Ferner ist es auch nicht unsachlich, dass der Preis an jemanden zu
leisten ist, der die Absicht des Unternehmers nachweislich durch-
schaut hat. Der Verbraucher soll sich nicht auch noch einer Nach-
prüfung seines subjektiven Verständnisses aussetzen müssen, wes-
halb es weder ungewöhnlich noch sachfremd ist, wenn das Gesetz
bei Erklärungen an einen größeren Personenkreis auf den objekti-
ven Erklärungswert abstellt.

Anmerkung:

Aufgrund der sehr verbraucherfreundlichen Rechtsprechung zu § 5 j
KSchG entschlossen sich mehrere Gewinnzusageunternehmen,
diese Bestimmung mittels Individualantrag vom VfGH auf seine Ver-
fassungsgemäßheit überprüfen zu lassen. Das Höchstgericht teilte je-
doch deren Ansichten nicht, sondern stellte fest, dass die geprüfte Be-
stimmung allen verfassungsrechtlichen Erfordernissen entspricht und

eine im öffentlichen Interesse stehende Ergänzung zu den Vorschrif-
ten des bürgerlichen Rechts bildet.

Ansprüche ausWette oder Spiel sind prinzipiell nicht einklagbar und
stellen lediglich eine Naturalobligation dar (§ 1271 ABGB). Hier
liegt kein Schutzbedürfnis vor, da sich der Geschädigte zwar oft
aus Leichtsinn oder Unbesonnenheit, jedoch aber bewusst auf das Ri-
siko einlässt. Wo diese Bestimmungen hingegen zum Nachteil der
Verbraucher ausgenutzt werden, soll der § 5 j KSchG diesen Rück-
halt bieten.

Der VfGH hat mit seinem Erkenntnis den Verbrauchern nicht nur ei-
nen wichtigen Schutz vor Übervorteilung abgesichert, er hat auch,
wie schon die zivilrechtlichen Senate des OGH, ausgesprochen,
dass mit Gewinnzusagen eine bewusste Irreführung und damit Täu-
schung des Verbrauchers bezweckt werden soll.

Mag. Marcus Januschke,
Rechtsanwaltskanzlei Mag. Gerold Beneder

Gebühren- und Steuerrecht

Änderungen des Verspätungszuschlages

8016

§§ 135, 295 BAO

Der Verspätungszuschlag ist nach § 135 BAO von
der festgesetzten Abgabe zu berechnen, sodass
sich seine Bemessungsgrundlage mit der Höhe
der festgesetzten Abgabe ändert, wobei § 295
Abs 3 BAO eine verfahrensrechtliche Handhabe
zur Anpassung der Verspätungszuschlagsfestset-
zung bietet.

VwGH 19. 1. 2005, 2001/13/0167

Sachverhalt:

Den Gegenstand des VwGH-Verfahrens bildet die Vorschreibung
von Verspätungszuschlägen nach § 135 BAO betreffend die ESt
für die Jahre 1992 und 1995. Die strittige Festsetzung des Verspä-
tungszuschlages für das Jahr 1992 erfolgte mit einem gem § 295
Abs 3 BAO geänderten Bescheid vom 11. 8. 2000 wegen Nicht-
abgabe der Steuererklärung mit 4,1% von S 285.950,– in Höhe
von S 11.724,– (bisher war vorgeschrieben S 9.650,–). Die Fest-
setzung des Verspätungszuschlages für das Jahr 1995 erfolgte
ebenfalls mit einem gemäß § 295 Abs 3 BAO geänderten B
vom 11. 8. 2000 wegen verspäteter Abgabe der Steuererklärung
mit 10% von S 403.260,– mit einem Betrag von S 40.326,– (bis-
her war vorgeschrieben S 22.646,–). Gegen die Verspätungszu-
schlagsbescheide erhob der Bf Berufung und beantragte eine er-
satzlose Behebung der nachgeforderten Verspätungszuschläge

Rechtsprechung

525AnwBl 2005/11



für die Streitjahre, weil die B, mit denen seinerzeit die Verspätungs-
zuschläge festgesetzt worden seien, keine Feststellungsbescheide
iSd § 295 Abs 1 BAO gewesen seien.

Spruch:

Abweisung der Beschwerde als unbegründet.

Aus den Gründen:

Abgabepflichtigen, die die Frist zur Einreichung einer Abgabener-
klärung nicht wahren, kann die Abgabenbehörde nach § 135
BAO einen Zuschlag bis zu 10% der festgesetzten Abgabe (Ver-
spätungszuschlag) auferlegen, wenn die Verspätung nicht ent-
schuldbar ist. Der Verspätungszuschlag gehört nach § 3 Abs 2
lit b BAO zu den Nebenansprüchen und ist zur festgesetzten Ab-
gabe (zB der veranlagten ESt) formell akzessorisch, seine Festset-
zung ist jedoch isoliert anfechtbar (vgl VwGH 11. 5. 2000, 98/
16/0163 sowie Ritz, BAO § 135 Rz 16 ff). Er ist nach § 135
BAO von der festgesetzten Abgabe zu berechnen, sodass sich
seine Bemessungsgrundlage mit der Höhe der festgesetzten Ab-
gabe ändert. Eine verfahrensrechtliche Handhabe zur Anpassung
der Verspätungszuschlagsfestsetzung bietet § 295 Abs 3 BAO
(vgl Ellinger/Iro/Kramer/Sutter/Urtz, BAO Anm 6 zu § 135).

Soweit überdies geltend gemacht wird, es sei bei einer Änderung
der abgeleiteten Bescheide wegen einer Änderung der Grundla-
genbescheide neuerlich zu überdenken, „ob das frühere Maß,
das für die Festsetzung des Verspätungszuschlages ausschlagge-
bend war, nun – nach Änderung der Grundlage – noch gerechtfer-
tigt ist“, ist zu diesem erstmals in der Beschwerde erstatteten Vor-
bringen darauf hinzuweisen, dass die bel Beh diesbezüglich auf
eine wiederholt erheblich verspätete Abgabe von Steuererklärun-
gen verwiesen hat. Außerdem wird in der Beschwerde nicht aufge-
zeigt, warum die nunmehr festgesetzten Verspätungszuschläge –

nach Änderung der Grundlage – der Höhe nach nicht gerechtfer-
tigt sein sollten.

Anmerkung:

1. Auf Basis von § 135 BAO kann die Abgbeh für unentschuldbare
Verspätungen bei der Einreichung einer Abgabenerklärung einen
Zuschlag von bis zu 10 Prozent der festgesetzten Abgabe auferle-
gen. Der Verspätungszuschlag nach § 135 BAO stellt ein eigenes

Druckmittel außerhalb des Finanzstrafrechts dar, um den rechtzeiti-
gen Eingang der Abgabenerklärungen und damit das zeitgerechte
Feststellen der Abgabenschulden sicherzustellen. Überdies kann

man in ihm auch eine pauschale Abfindung für den durch die Ver-
spätung verursachten erhöhten Verwaltungsaufwand sehen (vgl
VfGH G 257/86).

2. Da sich die Höhe des Zuschlags ausdrücklich nach der festgesetz-

ten Abgabe richten soll, ist der Abgabenbescheid für den Bescheid
über den Verspätungszuschlag ein Grundlagenbescheid iSd § 295
Abs 3 BAO. Änderungen des Grundlagenbescheides schlagen da-
her über § 295 Abs 3 BAO auf den abgeleiteten Zuschlagsbescheid
unmittelbar durch – ohne Rücksicht darauf, ob für letzteren bereits
Rechtskraft eingetreten ist (sog abgabenrechtliche Folgeänderun-
gen).

3. Da § 295 Abs 3 BAO den Bescheid über den Verspätungszu-
schlag nun aber zur Gänze beseitigt und die BAO keine Teilrechts-
kraft kennt, ist in dem Ersatzbescheid das Ermessen für die Ausmes-
sung des Verspätungszuschlages neuerlich – und zwar aus der aktu-

ellen Zeitperspektive heraus – zu üben. Eine mechanische Anpas-
sung allein an die veränderte Bemessungsgrundlage der nunmehr
festgesetzten Abgabenhöhe ohne nochmalige Besehung der gewähl-
ten Prozentsätze wäre daher nicht rechtens. Freilich müssten für eine
Änderung der Zuschlagsprozentsätze – so diese im Vorbescheid ge-
rechtfertigt waren – neue Umstände hervortreten, die iSd § 20 BAO
zu würdigen wären. Dabei wäre wohl unter dem Titel der „Billigkeit“
– trotz diesbezüglichen Schweigens im Kommentarschrifttum – auch
eine zwischenzeitliche, massive Änderung in den persönlichen Le-
bensumständen des AbgPfl zu berücksichtigen. Unter diesem Ge-
sichtspunkt könnte sogar eine starke Belastung des Lebensunterhalts
des AbgPfl infolge der angehobenen Abgabenfestsetzung im Grund-
lagenbescheid selbst in Einzelfällen zu einer Senkung der Zuschlags-
prozentsätze führen. Im konkreten Fall lagen freilich keine diesbe-
züglichen Anhaltspunkte vor.

4. Abschließend ist noch darauf hinzuweisen, dass eine Zumessung

des Verspätungszuschlages im Höchstausmaß von 10% nach hA be-

sonders begründungsbedürftig ist (Stoll, BAO 1533). Dies gilt nach
Einführung der Anspruchsverzinsung nach § 205 BAO und des da-
mit einhergehenden weitgehenden Wegfalls einer Rechtfertigung
des Verspätungszuschlages auch über den Verzugszinsengedankens
umso mehr. An die Begründung des Bescheids über den Verspä-
tungszuschlag sind daher entsprechend strenge Anforderungen zu
stellen (vgl zu den jüngsten Probleme bei der Zumessung von Verspä-
tungszuschlägen in vom Bundesrechenzentrum mechanisch ausge-
worfenen elektronischen Bescheiden Rombold, SWK 2004, S 434 ff
und Fischerlehner, SWK 2005, S 269 ff).

Franz Philipp Sutter
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migung von Bundesstraßen- und Hoch-
leistungsstreckenvorhaben nach der
UVP-G-Novelle 2004

513. Potacs, Michael: Neubestim-
mung der In-house-Vergabe. Bemer-

kungen zum EuGH-Urteil vom 11. 1.
2005, Rs C-26/03

ZIK aktuell
4, 114. Bresich, Ronald: Die Postsperre

im E-Mail-Zeitalter. Bietet die Kon-

kursordnung eine rechtliche Grund-
lage für die Verhängung einer „Post-
sperre“ über ein E-Mail-Postfach?

121. Gelter, Martin: Konsortialkre-
dit und abgestimmte Kreditgewäh-
rung im EKEG

Literaturbericht

RECHTaktuell
Das Neueste zum Steuerrecht

Kolacny/Caganek
Umsatzsteuergesetz 1994
3. Auflage

DER Kurzkommentar zur Umsatzsteuer
Seit der 2. Auflage sind 21 Umsatzsteuer-Novellen, zahlreiche neue Verordnungen,
grundlegende Erlässe (insbesondere die Umsatzsteuerrichtlinien 2000) und einschnei-
dende VwGH- und EuGH-Judikate ergangen.
Die Autoren haben daher in der vorliegenden 3. Auflage des Kurzkommentars das
gesamte Umsatzsteuerrecht unter Berücksichtigung des aktuellen Standes der
Verwaltungsanweisungen, der Judikatur und der Literatur in kompakter und bewährter
Weise auf aktuellen Stand gebracht. Im Hinblick auf die teilweise komplexe Materie wur-

den die Beispiele ausgeweitet und der Übersichtenteil aktualisiert. Zudem wurden im Gesetzes- und
Verordnungsteil nicht mehr in Geltung stehende Bestimmungen insoweit angeführt, als sie noch benötigt 
werden bzw dem besseren Verständnis dienen.

3. Auflage 2005. XXII, 1174 Seiten. Geb. EUR 142,– ISBN 3-214-02360-8

www.manz.at

Besuchen Sie unsere Fachbuchhandlung für Recht, Steuer, Wir tschaft! Der schnelle Weg zum Recht: 
E-Mail: bestellen@MANZ.at • Tel.: 01/531 61-100 • Fax: 01/531 61-455 MANZ’sche Verlags- und Universitätsbuch-
handlung GmbH, Kohlmarkt 16, 1014 Wien FN 124 181w • HG Wien
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Für Sie gelesen

& SPG Sicherheitspolizeigesetz. Von Theo-
dor Thanner/Mathias Vogl. Neuer Wis-
senschaftlicher Verlag, Wien 2005,
900 Seiten, geb, E 98,–.

Ziel der Autoren ist es, einen Praxiskom-
mentar des Sicherheitspolizeirechts zu
schaffen, der aufzeigt, dass der ab 1. 7.
2005 eingerichteten Polizei „neu“ das
SPG und seine flankierenden Gesetze als
Instrument rechtsstaatlicher Kriminalitätsbe-
kämpfung zur Verfügung stehen, wonach
Brennpunkte ua die ab 1. 1. 2005 beste-
hende Möglichkeit zur Einrichtung von
Schutzzonen, zur Videoüberwachung an
öffentlichen Orten und zum Einsatz von
Kennzeichenerkennungsgeräten sind. Der
SPG-Kommentar ist in seinem Aufbau eine
praxisbezogene Kompilation von Geset-
zen, Materialien, Bezug habenden Verord-
nungen und Erlässen samt maßgeblicher
Judikatur, der durch ein umfangreiches
Stichwortverzeichnis die Spange bildet,
die das gebündelteWissen leicht erfassbar
und benutzbar macht.

Die Autoren verweisen im Vorwort trotz
des Umfangs des Gebotenen darauf, dass
viele – vielleicht die Hälfte – der einschlägi-
gen Regelungen zurückgestellt bleiben
musste.

Der Praxiskommentar enthält den Geset-
zestext des SPG in der jeweils zum 1. 1.
2005 und 1. 7. 2005 geltenden Fassung,
die wesentlichen, erläuternden Bemerkun-
gen zur Stammfassung und allen Novellen,
die zum SPG erlassenen Verordnungen
samt Querverweisungen samt wiedergege-
benen gesetzlichen Regelungen und die
wesentliche einschlägige Judikatur sowie
die mit dem SPG im Zusammenhang ste-
henden, für den Praktiker maßgeblichen,
Erlässe.

Die Handlungsanleitungen, die aus den Er-
lässen für Angehörige der Polizei hervor-
gehen, geben auch wesentliche Anleitun-
gen für Anwälte für ihr Vorgehen im Inte-

resse ihrer Parteien, erfordern aber oft
schwierige Beurteilungen, ob eine Anfech-
tung zulässig ist. Jedenfalls sind sie aber
für die Beurteilung eines Missstands durch
die Volksanwaltschaft eine wichtige
Grundlage.

Von einer keineswegs nur historischen Be-
deutung ist die Wiedergabe der RV des
SPG samt erläuternden Bemerkungen der
17. GP, das in der genannten GP nicht
mehr beschlossen werden konnte und da-
her neu eingebracht werden musste, aber
für das Verständnis des späteren Gesetzes
weiter von Interesse bleibt.

Erfreulich ist, dass die Autoren die Mate-
rien, die sie im SPG-Kommentar zurückstel-
len mussten, in einem zweiten Band des
Kommentars nach gleichen Grundsätzen,
denen sie bisher gefolgt sind, bereits auf-
bereiten. Der Neue Wissenschaftliche Ver-
lag will die Folge-Publikation noch im
Herbst 2005 fertig stellen. Dabei geht es
ua um Fahndungsvorschriften, die Grenz-
kontrollgesetzgebung, Luftsicherheit, Pass-
und Meldewesen, Waffengesetzgebung,
aber auch Pyrotechnik sowie das Vereins-
und Versammlungsrecht. Beide Bände wer-
den den Sicherheitsbereich umfassend ab-
decken. Zu wünschen sind ein ins Detail
gehendes, umfassendes Stichwortverzeich-
nis, eine Judikatur-Übersicht und ein Mate-
rialien-Index.

Den Autoren ist für das Anbot des SPG-
Kommentars und die Ankündigung eines
ergänzenden Bandes zu danken, für die
Praktiker des Sicherheitsbereiches aus der
Polizei, aber auch aus der Anwaltschaft
sind sie eine Fundgrube, für den Rechts-
staat eine Bereicherung.

Rudolf Machacek

& Gesetzbuch Strafrecht, 6. Auflage. Von
Werner Pleischl/Richard Soyer (Hrsg).
Verlag Österreich, Wien 2005, 600
Seiten, br, E 22,50.

Umso schneller der Gesetzgeber an seinen
Reformprojekten im strafrechtlichen Be-

reich arbeitet, umso rasanter werden Neu-
auflagen bewährter Arbeitsbehelfe erfor-
derlich. Um einen solchen handelt es sich
bei gegenständlicher Neuerscheinung.

Mit Stichtag 1. 3. 2005 werden alle straf-
rechtlichen Neuerungen in die Neuauflage
aufgenommen. Darunter fallen auch die
wesentlichen Änderungen der Strafpro-
zessordnung durch die Strafprozessnovelle
2005, des Sozialbetrugsgesetzes und der
Sicherheitspolizeigesetz-Novelle. Auch
die durch das Budgetbegleitgesetz geän-
derten Wertgrenzen des StGB sind darin
genauso enthalten wie das stark umstruktu-
rierte Strafrechtliche Entschädigungsge-
setz 2005. Soweit Gesetzesänderungen
allerdings erst mit 1. 7. 2005 in Kraft tre-
ten, haben die Herausgeber diese zur bes-
seren Übersichtlichkeit mit Kursivdruck ver-
sehen.

Als Neuerung wurde letztlich der nunmehr
sechsten Auflage auch im Anschluss an das
Suchtmittelgesetz die in der Praxis wesent-
liche Suchtgift-Grenzmengenverordnung
angefügt, die in den Vorauflagen noch fehl-
te. Die Herausgeber – der Leitende Ober-
staatsanwalt in Wien Pleischl und der Wie-
ner Rechtsanwalt und Universitätsdozent
an der Universität Graz Soyer – komplettie-
ren damit ihren universell verwendbaren,
übersichtlichen und benutzerfreundlichen
Arbeitsbehelf, dessen praktische Verwen-
dung nur empfohlen werden kann.

Roland Kier

& Vertrauensschutz im Abgabenrecht.

Von Michael Holoubek/Michael Lang
(Hrsg). Verlag Linde, Wien 2004, 376
Seiten, geb, E 74,–.

In AnwBl 2004, 119 f habe ich an dieser
Stelle die beeindruckende Habilitations-
schrift „Vertrauensschutz als Verfassungs-
prinzip“ von Schwarz vorgestellt, die die
Thematik in einem Guss aus deutscher Per-
spektive grundlegend aufgearbeitet hat.
Für Österreich haben die Hrsg Holoubek
und Lang nun einen anderen Zugang ge-
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wählt und gleich ein ganzes Autorenteam
aufgeboten, um dem Vertrauensschutz auf
den Grund zu gehen. Eingeleitet wird der
entstandene Sammelband von rechtsver-
gleichenden Darstellungen des verfas-
sungsrechtlichen Vertrauensschutzes in
Österreich, Deutschland, der Schweiz (Ho-
loubek), in UK (Tiley) und im romanischen
Rechtskreis (Calmes). Die ambivalente
Rolle des Gemeinschaftsrechts in der Ver-
trauensschutzdiskussion wird durch die
beiden Beiträge von Hatje und Potacs aus-
geleuchtet. Aufgrund der überragenden
Bedeutung des EG-Beihilfenverbotes in
der aktuellen Vertrauensschutzdiskussion
hätte die diesbezügliche beihilfenrechtli-
che Judikatur und deren Rezeption durch
die nationalen Gerichte aber ein eigenes
zusätzliches Thema gerechtfertigt (vgl nur
BFH 12. 10. 2000, III R 35/95 zum mög-
lichen Erfordernis von Übergangsfristen
oder einer Rücksichtnahme auf Härte-
fälle im Nachsichtswege bei beihilferechtli-
chen Rückforderungen; dazu näher Sutter
in Mayer [Hrsg] EUV/EGV, Art 88
Rz 106 ff). Breit aufgearbeitet wird dage-
gen die innerstaatliche verfassungsrechtli-
che Dimension des Vertrauensschutzes,
die im Mittelpunkt einer Vielzahl von Bei-
trägen steht. So wird beispielsweise die rei-
che und luzide Zusammenschau der VfGH-
Judikatur zum Schutz von öffentlich-rechtli-
chen Anwartschaften vor gesetzlichen Ein-
griffen, dh von sog „wohlerworbenen“
Rechten, von Kucsko-Stadlmayer für den
Praktiker sehr wertvoll sein. Lienbacher ver-
tieft diese Analyse in Bezug auf „steuerge-
setzlich angeregte“ Investitionsentschei-
dungen (s nur VfSlg 15739 zur Firmen-
wertabschreibung im UmgrStG und VfSlg
12944 zum Nachtfahrverbot für lärmarme
LKW), während Ruppe die Judikatur zur
Zulässigkeit rückwirkender Abgabenge-
setze untersucht. Kaum Vertrauensschutz-
probleme haben dagegen Müller bzw
Ehrke im Zusammenhang mit Änderungen
der Rsp bzw der Verwaltungspraxis ent-
deckt. Letztere dürften nur zu keiner Mehr-
fachbesteuerung desselben Sachverhalts

führen (vgl zB VfSlg 8785). Mit viel Ver-
ständnis und Zustimmung liest man schließ-
lich die Kritik Tanzers am Rechtsinstitut des
vorläufigen Bescheides nach § 200 BAO,
das die Rechtssicherheit in Steuersachen
entscheidend schwächt (vgl zuletzt die Kri-
tik an einem Einsatz des § 200 BAO zur
Überwindung von Unsicherheiten über zu-
künftige Geschäftsentwicklungen in AnwBl
2005, 301 Rz 2). Statt einer Festlegung
des Verjährungsbeginns erst nach Beseiti-
gung der Ungewissheit empfiehlt Tanzer
de lege ferenda zumindest den Umstieg
auf das deutsche Modell einer bloßen Ab-
laufhemmung mit einjähriger Restfrist.
Auch seine rechtspolitischen Thesen zu
einer generell stärkeren Verwirklichung
des Teilrechtskraftprinzips in der BAO,
wie es in der deutschen AO praktiziert
wird, sind höchst überlegenswert. Auf die
Problematik fehlender Teilrechtskraft in
der BAO hat im Übrigen schon früh Gass-
ner aufmerksam gemacht (ÖStZ 1985,
3 ff). Zu § 299 BAO, der seit dem Ab-
gRmRefG 2002 von einem Aufsichtsmittel
der Oberbehörde zu einer Reassumie-
rungsmöglichkeit der Erstbehörde selbst
binnen Jahresfrist im Falle inhaltlicher
Rechtswidrigkeit geworden ist, enthält der
Sammelband einen der letzten Beiträge
des 2004 viel zu früh verstorbenen Univer-
salgelehrten.

Franz Philipp Sutter

& Urlaubsrecht.Gesetze und Kommentare
4, 9. Auflage. Von Josef Cerny. ÖGB
Verlag, Wien 2005, 336 Seiten, br,
E 28,50.

Ausnahmsweise keine Gesetzesänderun-
gen seit 2002! Dennoch erschien die
9. Auflage unter Berücksichtigung neuer
Judikatur. Nach dem Gesetzestext des Bun-
desgesetzes betreffend die Verein-
heitlichung des Urlaubsrechts und der Ein-
führung einer Pflegefreistellung folgen pa-
ragraphenweise die Erläuterungen. We-
sentliches ist fett gedruckt hervorgehoben,

die zahlreich zitierte Judikatur ist mit den
unterschiedlichsten Fundstellen versehen.
Im Anhang sind die durch die Vereinheitli-
chung des Urlaubsrechtes notwendig ge-
wordenen Änderungen in einzelnen ar-
beitsrechtlichen Gesetzen abgedruckt, so
im Journalistengesetz, Hausbesorgerge-
setz, Angestelltengesetz, um nur einige zu
nennen. Wenn man in Anhängen die ur-
laubsrechtlichen Regelungen in den unter-
schiedlichsten Gesetzen liest, fällt einem
die legistische Inkonsequenz unseres Ge-
setzgebers auf: Warum sind eigentlich
Frauen Dienstnehmerinnen (im Mutter-
schutzgesetz) und Männer Arbeitnehmer
(im Väterkarenzgesetz)?

Das Sachregister hat Mängel: So findet
sich beispielsweise nichts unter dem Stich-
wort Sterbebegleitung, obwohl dies wich-
tig wäre: Denn wer kommt schon auf die
Idee, die Regelungen über die Sterbebe-
gleitung im Arbeitsvertragsrechtsanpas-
sungsgesetz zu suchen? Gleiches gilt für
das Stichwort Kinder: Die beiden Hinweise
beziehen sich nicht auf das AVRAG, wo
ebenfalls die Begleitung von schwerst er-
krankten Kindern geregelt ist.

Ruth Hütthaler-Brandauer

& Tierschutzgesetz – Kommentar. Von Karl
Irresberger/Gregor Obenaus/Gerald
Anselm Eberhard. LexisNexis-Verlag,
Wien 2005, 208 Seiten, br, E 35,–.

Nach teilweiser heftiger politischer Diskus-
sion und dem Volksbegehren zur Schaf-
fung eines Bundestierschutzgesetzes im
Jahr 1996 kam es 2004 zu einer Ände-
rung des Art 11 B-VG und damit zu einer
Kompetenzverschiebung von den Ländern
zum Bund betreffend den Tierschutz (mit
Ausnahme der Ausübung der Jagd oder
der Fischerei). Das neue Bundestierschutz-
gesetz wurde im BGBl I 2004/118 kund-
gemacht und ist am 1. 1. 2005 in Kraft ge-
treten. Gleichzeitig sind die bisherigen
zehn Landestierschutzgesetze (in Salzburg
gab es zwei Gesetze) außer Kraft getreten.
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Damit wurde erstmals in der Geschichte
der Republik eine einheitliche Regelung
hinsichtlich des Tierschutzes für das ge-
samte Bundesgebiet geschaffen.
Teilweise baut das neue TierschutzG auf
den ehemaligen Tierschutzgesetzen der
Länder auf, vielfach wurden aber die Stan-
dards angehoben bzw wurden auch neue
Maßnahmen zugunsten des Tierschutzes
eingeführt. Gleichzeitig wurden mit diesem
Gesetz eine Reihe von EG-Richtlinien ins
österreichische Recht umgesetzt.
Die Autoren, welche alle drei in ihren Funk-
tionen als Mitarbeiter des Bundeskanzler-
amtes bzw dessen Verfassungsdienstes un-
mittelbar in der Entstehung dieses Geset-
zes eingebunden waren, haben nunmehr
den ersten Kommentar zu diesem Gesetz
geschrieben.
Das Anliegen des vorliegenden Kommen-
tars ist es vor allem, die teilweise beim ers-
ten Lesen doch nicht gleich verständlichen
gesetzlichen Bestimmungen einer klarle-
genden Interpretation zuzuführen und da-
mit dem Rechtsanwender eine begrüßens-
werte Hilfestellung dabei zu geben, was
sich „der Gesetzgeber“ bei bestimmten
Formulierungen gedacht hat bzw gedacht
haben könnte. Mangels bestehender Judi-
katur zu diesem – auf Bundesebene –

neuen Rechtsbereich kommt dem Werk
eine gewichtige Bedeutung für die in Zu-
kunft zu erwartenden Diskussionen über
mögliche Interpretationsmöglichkeiten des
Gesetzes zu.
Die maßgeblichen Bestimmungen zu den
einzelnen Aspekten des Tierschutzes, wie
insbesondere das Verbot der Tierquälerei,
die Zulässigkeit von Tierversuchen, der
Transport von Tieren oder auch die um-
fangreichen Bestimmungen über die Arten

der Tierhaltung sowie die Vollzugs- und
Strafbestimmungen, werden von den Auto-
ren in analytischer Form präsentiert, wobei
vor allem auch die Hinweise auf die Entste-
hungsgeschichte der einzelnen gesetzli-
chen Bestimmungen Klarheit darüber
bringt, warum im Gesetz bestimmte Formu-
lierungen gewählt wurden.

Im Kommentar wird aber auch insbeson-
dere auf die Abgrenzung zum Jagdrecht,
das nach wie vor in der Kompetenz der
Länder liegt, eingegangen. Wichtige
Rechtsfragen wie zB „Sind der Singvogel-
fang oder die Hüttenjagd noch erlaubt?“
oder „Fallen wildernde Hunde unter das
Tierschutzgesetz?“ werden eingehend er-
läutert.

Für jeden mit diesem speziellen Rechtsbe-
reich befassten Anwender stellt dieser
Kommentar eine unverzichtbare Unterstüt-
zung dar.

Thomas G. Eustacchio

& Internet-Auktionen. Gewerberecht – Zi-
vilrecht – Strafrecht. Von Stefan Gur-
mann. Springer-Verlag,Wien New York
2005, XV, 266 Seiten, br, E 49,90.

Internet-Auktionen haben innerhalb von
kurzer Zeit eine enorme wirtschaftliche Be-
deutung erlangt. Zum einen haben zahlrei-
che Unternehmen eBay und ähnliche Platt-
formen als zusätzlichen, lukrativen Ver-
triebskanal entdeckt. Zum anderen werden
Online-Auktionsplattformen häufig auch
von Privatpersonen für Transaktionen be-
nutzt. Die Palette der Aktivitäten in diesem
Segment reicht von Verlagerung des klassi-
schen Flohmarkts bzw Entrümpelung über
Verkauf von Verlassenschaften bis zur Ver-

silberung von ungeliebten Geschenken.
Nicht selten endet die ursprünglich im Pri-
vatbereich begonnene Verkaufsaktion
schließlich im Aufbau einer eigenen, selb-
ständigen Existenz.

Die wirtschaftliche Bedeutung von Online-
Auktionen spiegelt sich auch in den zahlrei-
chen Gerichtsentscheidungen wider. Zu-
letzt war die Entscheidung des BGH vom
3. 11. 2004, VIII ZR 375/03, in aller
Munde, mit der ein Rücktrittsrecht bei Onli-
ne-Auktionen bei Konsumentengeschäften
bestätig wurde. Mitten in die heftige Dis-
kussion um die Richtigkeit dieser Entschei-
dung fällt die Veröffentlichung des hier be-
sprochenen Buches.

Das vorliegende Werk deckt ausführlich
fast alle Aspekte von Internet-Auktionen
ab. Nach Aufarbeitung der notwendigen
Begriffe spannt sich der Bogen der Ausfüh-
rungen von Gewerberecht über die zivil-
rechtliche bis zur strafrechtlichen Einord-
nung von Online-Auktionshäusern. Neben
der umfassenden Grundinformation geht
der Autor auch detailliert auf spezielle
Rechtsprobleme ein. Insbesondere scheut
Gurmann auch nicht davor zurück, seine
eigene Meinung zu strittigen und noch
nicht gerichtlich geklärten Rechtsfragen ab-
zugeben.

Das vorliegende Werk ist für einschlägi-
ge Praktiker jedenfalls bestens zu emp-
fehlen. Es bleibt zu hoffen, dass damit
auch der wissenschaftliche Diskurs weiter
angeregt wird und schließlich weitere, ge-
setzlich nicht geregelte und mangels ge-
richtlicher Entscheidungen noch strittige
Fragen in diesem Rechtsgebiet geklärt
werden.

Axel Anderl
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Übernehme Substitutionen in Wien und Umgebung, auch kurzfris-
tig, in Zivil- und Strafsachen (Nähe Justizzentrum), auch Verfah-
renshilfe und Rechtsmittel. Dr. Christa Scheimpflug, Rechtsanwalt,
Erdberger Lände 6, 1030 Wien.
Telefon (01) 713 78 33 und (01) 712 32 28, auch außerhalb der
Bürozeiten, Telefax (01) 713 78 33-74 oder Mobiltelefon (0676)
603 25 33 und (0664) 430 33 73, E-Mail: scheimpflug@aon.at

&

RA Dr. Klaus Estl, Schanzlgasse 4 a, 5020 Salzburg (100 Meter

vom Landes- und Bezirksgerichtsgebäude Salzburg entfernt), über-
nimmt Substitutionen in Zivil-, Straf- und Verwaltungssachen.
Telefon (0662) 84 31 64, Telefax (0662) 84 44 43, E-Mail:
gassner.estl@salzburg.co.at

&

RA Dr. Elisabeth Nowak, 1190 Wien, Gymnasiumstraße 68/6,
Telefon (01) 369 59 34, Telefax (01) 369 59 34-4, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen in Wien und Umgebung,
insbesondere vor den Bezirksgerichten Döbling und Hernals.

&

RA Dr. Helmut Denck, 1010 Wien, Fütterergasse 1, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 535 60 92, Telefax (01) 535 53 88.

&

RA Dr. Christian Adam, 5020 Salzburg, Sigmund Haffner-
Gasse 3, übernimmt Substitutionen aller Art in der Stadt Salzburg.

Telefon (0662) 84 12 22-0, Telefax (0662) 84 12 22-6.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Erich Hochauer, 1010Wien, Fütterergasse 1.
Telefon (01) 532 19 99, Telefax (01) 535 53 88.

&

Substitutionen aller Art (auch Verfahrenshilfe in Straf- und Zivilsa-
chen) in Wien und Umgebung übernimmt – auch kurzfristig – RA
Mag. Irene Haase, An der Au 9, 1230 Wien.
Telefon/Telefax (01) 888 24 71, durchgehend erreichbar Mobil
(0676) 528 31 14.

&

Substitutionen aller Art (auch in Straf- und Exekutionssachen) in
Wien und Umgebung (in Wien auch kurzfristig) übernehmen die

Rechtsanwälte Mag. Wolfgang Reiffenstuhl & Mag. Günther Reif-
fenstuhl, Franz-Josefs-Kai 41/9, 1010 Wien (nächst Justizzentrum

Wien-Mitte).

Telefon (01) 218 25 70, Telefax (01) 218 84 60.

&

Substitutionen in Wien und Umgebung in Zivil- und Strafsachen
übernimmt RAMag. Georg E. Thalhammer, 1010Wien, Lugeck 7.
Telefon (01) 512 04 13, Telefax (01) 512 86 05.

&

Verfahrenshilfe in Strafsachen. RA Dr. Irene Pfeifer-Preclik, Riemer-
gasse 10, 1010 Wien, Telefon (01) 512 22 90, (0664)
302 53 56, Telefax (01) 513 50 35, übernimmt Substitutionen,
auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Rechtsmittel.

&

RA Dr. Michaela Iro, 1030 Wien, Invalidenstraße 13, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen (auch Verfahrenshilfe) in
Wien und Umgebung und steht auch für die Verfassung von Rechts-
mitteln zur Verfügung. Jederzeit, auch außerhalb der Bürozeiten,
erreichbar.

Telefon (01) 712 55 20 und (0664) 144 79 00, Telefax (01)
712 55 20-20, E-Mail: iro@aon.at

&

RA Dr. ThomasWürzl, 1010Wien, Sonnenfelsgasse 3, übernimmt
Substitutionen in Zivil- und Strafsachen.
Telefon (01) 532 27 80, Telefax (01) 533 84 39, E-Mail: office.
wuerzl@chello.at

&

RA Mag. Johann Meisthuber, Vogelweiderstraße 55, 5020 Salz-
burg, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in
Salzburg und Umgebung.

Telefon (0662) 84 38 52, Telefax (0662) 84 04 94, E-Mail:
RA-MEISTHUBER@AON.AT

&

RA Dr. Claudia Patleych, 1060 Wien, Mariahilfer Straße 45/5/
36, übernimmt – auch kurzfristig – Substitutionen aller Art in Wien
und Umgebung, auch Verfahrenshilfe in Strafsachen und Ausarbei-
tung von Rechtsmitteln.
Telefon (01) 585 33 00, Telefax (01) 585 33 05, Mobil (0664)
345 94 66, E-Mail: claudia.patleych@aon.at

Anzeigen
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Wien: RAMag. Katharina Kurz, 1030Wien, Invalidenstraße 5–7,
Tür 6+7, vis-à-vis Justizzentrum Wien-Mitte, übernimmt Substitu-
tionen in Wien und Umgebung, insbesondere auch vor dem BG

I, BG für Handelssachen Wien und dem Handelsgericht Wien.
Telefon (01) 877 38 90, Telefax (01) 877 38 90-6, Mobil (0664)
441 55 33.

&

Substitutionen in Wien in Zivil- und Strafsachen übernimmt
RA Dr. Michael Kreuz, 1010 Wien, Herrengasse 6–8/Stiege 3,
Telefon (01) 535 84 11-0, Telefax (01) 535 84 11-15.

&

Graz: RA Mag. Eva Holzer-Waisocher, 8010 Graz, Kreuz-
gasse 2 c, übernimmt für Sie gerne – auch kurzfristig – Substitutio-

nen in Zivil- und Strafsachen in Graz und Umgebung.
Telefon (0316) 82 22 02, Telefax (DW) 22, E-Mail: office@anwalt-
austria.at, Mobil erreichbar: (0676) 310 48 52.

&

Wien: Zufolge Kanzleinähe zum neuen Justizzentrum Wien-Mitte
übernehme ich Substitutionen vor dem BG I, BGHS und HG Wien;

insbesondere in Reiserechtsachen für auswärtige Kollegen.
RA Mag. Dr. Gerhard Hickl, Postgasse 11, 1010 Wien, Telefon
(01) 587 85 86, Telefax (01) 587 85 86-18.

&

RA Dr. Rudolf Rammel, 2700 Wr. Neustadt, Purgleitnergasse 15,
übernimmt Substitutionen aller Art (auch Interventionen bei
Vollzügen) vor den Gerichten in Wr. Neustadt sowie vor den Be-
zirksgerichten Baden, Mödling, Ebreichsdorf, Neunkirchen,
Gloggnitz und Mürzzuschlag. Telefon (02622) 834 94, Telefax
DW 4.

&

Substitutionen aller Art in Salzburg übernimmt RA Mag. Klaudius
May, Franz-Josef-Straße 41, Telefon (0662) 87 01 63, E-Mail:
raklaudiusmay@aon.at

&

Substitutionen, auch in Verfahrenshilfe, vor allem in Wien-Florids-
dorf und Korneuburg. Dr. Thomas Buschmann, 2103 Langenzers-
dorf, Hohlfeldergasse 12, Telefon (01) 585 25 69, Telefax (01)
585 01 62, Mobil (0664) 152 42 12.

&

RAA (eintragungsfähig), Dr., 31 Jahre, Akquisitionspotential, brei-
tes Know-how, ambitioniert, loyal, Auslandserfahrung, 2 Jahre
Wirtschaftskanzlei, 2 Jahre Allgemeinpraxis, sucht interessante,

ausbaufähige Stelle als Substitut in Allgemeinkanzlei inWien (oder
Wiener Umgebung).
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100747.

&

Substitutionen in Graz und Umgebung in Zivil-, Straf- und Verwal-
tungssachen übernimmt für Sie gerne: Rechtsanwalt Dr. Hermann
Kienast, 8010 Graz, Friedrichgasse 6/IV/17, Telefon (0316)
82 62 40, Telefax (0316) 82 62 50.

&

Slowenien: Rechtsanwalt Dr. Mirko Silvo Tischler, Trdinova 5,
Sl 1000 Ljubljana, steht österreichischen Kollegen für Mandats-
übernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur Verfügung.
Telefon: +386 (0) 1 434 76 12, Telefax +386 (0) 1 432 02 87,
E-Mail: silvo.tischler@siol.net

&

Italien: RA Dr. Ulrike ChristineWalter, niedergelassener europ RA/
RAK Gorizia, Kärntner Straße 35, 1010Wien, und Via A. Diaz 3,
34170 Görz, und 33100 Udine, Via Selvuzzis 54/1, Italien, steht
österreichischen Kollegen für Mandatsübernahmen und staaten-
übergreifenden Substitutionen aller Art zur Verfügung.
Telefon (01) 512 22 88, Telefax (01) 512 24 17, Mobil (0664)
253 45 16, E-Mail: u.c.walter@chello.at

&

Deutschland: Zwangsvollstreckung, Titelumschreibung, Substituti-
on. Rechtsanwalt aus München übernimmt sämtliche anwaltlichen
Aufgaben in Deutschland. Zuverlässige und schnelle Bearbeitung
garantiert!
Rechtsanwalt István Cocron, Ohmstraße 1, 80802 München, Tele-
fon (0049-89) 552 999 50, Telefax (0049-89) 552 999 90.
Homepage: www.cllb.de

&

Italien-Südtirol: Rechtsanwaltskanzlei Mahlknecht, Dr.-Streiter-
Gasse 41, I-39100 Bozen, steht österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen gerne zur Verfügung.
Kontakt: Telefon +39 (0471) 05 18 80, Telefax +39 (0471)
05 18 81, E-Mail: info@ital-recht.com, www.ital-recht.com

&

Serbien: Rechtsanwälte Dr. Zoran Janjic & Dr. Teodora Jevtic, Gra-
canicka 7, 11000 Beograd, stehen österreichischen Kollegen für
Mandatsübernahmen und cross-border-Rechtssachen aller Art zur
Verfügung.
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Telefon +381 (11) 262 04 02, Telefax +381 (11) 263 34 52,
Mobil (+664) 380 15 95, E-Mail: janjicco@eunet.yu oder
janjic@chello.at

&

Süddeutschland: Kanzlei in Bayern, Fachanwalt für Familienrecht,
spezialisiert auf Internationales Privatrecht. Exequaturverfahren
und Exekution österreichischer Titel sowie Vertretungen vor deut-
schen Gerichten.

RA Pietsch und Kollegen, Telefon (0049-8233) 4134, Telefax:
(0049-8233) 4354, E-Mail: lawyer.pietsch@t-online.de, www.
lawyer-pietsch.de

&

Tschechische Republik: Rechtsanwalt JUDr. Petr Neubauer, Hra-
dební 35, 37001 Budweis, steht österreichischen Kollegen fürMan-
datsübernahmen und cross-border-Rechtssachen zur Verfügung.
Telefon +420 (387) 435511, Telefax +420 (387) 435514,
E-Mail: petr@neubauer.cz

&

Rechtsanwaltsanwärter/junger Kollege gesucht. Wir suchen einen
ehrgeizigen und leistungswilligen Rechtsanwaltsanwärter oder jun-
gen Kollegen für unsere Kanzlei mit Schwergewicht Wirtschafts-
recht und Familienrecht. Selbstverständlich sind auch weibliche Be-
werberinnen willkommen. Schreiner Lackner & Partner Rechtsan-
wälte, 7000 Eisenstadt, Esterházyplatz 6 a, Telefon (02682)
640 44, Telefax DW 30, E-Mail: ra.schreiner@aon.at

Rechtsanwaltsanwärter/innen möglichst mit großer LU, Ver-
handlungsgeschick und guten Kenntnissen im Zivil- und Verwal-
tungsrecht gesucht. Angenehmes Betriebsklima in modernst aus-
gestatteter Kanzleiorganisation, leistungsgerechte Entlohnung.
Bewerbung mit Zeugnissen, Lebenslauf, Foto an: Gruböck &

Gruböck Rechtsanwälte OEG, Beethovengasse 4–6, 2500 Ba-
den, Telefon (02252) 86 30 70, E-Mail: dr.gruboeck@lawyer.at

Regiegemeinschaft – Kollege/in mit Teamgeist gesucht für Rechts-
anwaltskanzlei im 8. Bezirk. Stilaltbau, letzter Liftstock, wunder-
schön adaptiert, großes helles Zimmer, sämtliche Nebenräume,
moderen Infrastruktur, EDV, Sekretariat, gegen monatliche Kosten-
pauschale. Telefon (01) 408 95 71 oder E-Mail:
office@austrianlawyers.com

&

Vergebe ab September helle Büroräumlichkeiten in 1010 Wien
(Schwedenplatz) Dachgeschoßkanzlei, Lift, verkabelt, ca. 60 m2

ausschließliche Nutzung (zwei Zimmer, Galerie), 50 m2 gemein-
sam genutzte Fläche in Regie, Zusammenarbeit erwünscht. Telefon
(01) 532 59 95, E-Mail: office@anwalt-zanier.at,
www.anwalt-zanier.at

&

Rechtsanwalt (35) bietet 1–2 Kollegen/Kolleginnen Mitbenützung
repräsentativer, neu renovierter Kanzleiräumlichkeiten am Schwar-
zenbergplatz auf Regie- oder Untermietbasis, moderne Kanzleiin-
frastruktur. Zusammenarbeit erwünscht, spätere Partnerschaft mög-
lich, Kontakt: law@utanet.at
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Salzburger Rechtsanwalt sucht Regiepartner (kein Substitutions-
pauschale). Anfragen an Frau Reitshammer, RAK Salzburg, Telefon
(0662) 64 00 42-14.

&

Stelle Kollegen Kanzleiräumlichkeit gegen Regiebeteiligung samt
Infrastruktur (ohne Personal) zur Verfügung. Zentrale Lage/1. Be-
zirk. Allenfalls Kanzleiübernahme in einigen Jahren möglich.
Zuschriften bitte an den Verlag unter Chiffre A-100751.

&

Rechtsanwaltspartnerschaft in Innbruck/Imst, gut eingeführte
Kanzlei, sucht zum ehestmöglichen Eintritt Kollegen/in mit abge-
schlossener Rechtsanwaltsausbildung bzw Konzipienten mit gro-
ßer LU für Regiegemeinschaft mit Perspektive auf Gemeinschaftsbe-
teiligung. Dr. Kometer, Dr. Pechtl-Schatz, Maria-Theresien-Str. 5/II,
6020 Innsbruck, Telefon (+43) 0512/58 21 20.

1., Börsenähe. Zw 15 und 60 m2 modernste Bürofläche in 300 m2

Büroverbund. Zw E 200,– und E 1.200,–/Monat. Wahlweise
Infrastrukturmitbenützung, Sekretariatsbetreuung etc möglich.
Telefon (01) 535 51 54, provisionsfrei.

&

1. Bezirk, Hofburgnähe. Hundefreundlichem Kollegen werden
Räumlichkeiten mit Anschluss an eine junge Rechtsanwaltskanzlei
mit moderner Infrastruktur geboten. Zuschriften bitte an den Verlag
unter Chiffre A-100750.

&

Verkaufe Notariatszeitung und Wohnrechtliche Blätter, jew Jg
1988 bis 2005, gebunden. Telefon (05574) 482 00, Telefax
(05574) 487 77.
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